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"Das Staatsrecht kört hier auf ..." 
(Neyer/Aascbätz, Lehrbuch des deutschen 
Staatsrechts, 7. »eil. 1919, S. 906) 

VORWORT 

Diese Arbeit lag der Juristischen Fakultät der Friedrich-
Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg im Sommersemester 1987 
als Habilitationsschrift vor. Der Fakultät danke ich für ihr 
Entgegenkommen und die zügige Durchführung des Habilitations-
verfahrens. Mein besonderer Dank gilt meinem akademischen Men-
tor Richard Bartlsperger, der - zuerst in Mannheim, dann in Er-
langen - das Thema mittrug und die Untersuchung mit Geduld und 
in wissenschaftlich fordernder und zugleich herzlicher Atmo-
sphäre begleitete. 

Die Untersuchung ist außerhalb der Universität entstanden. Dies 
kann Vorteile und Nachteile haben. Ein deutlicher Vorteil lag 
in der Möglichkeit, die Bibliothek des Bundesverfassungsge-
richts zu benutzen; ihrem jetzigen Leiter und seinen Mitarbei-
tern danke ich für ihre Hilfsbereitschaft. Heiterhin verdanke 
ich wertvolle Unterstützung und fruchtbare Auseinandersetzungen 
den Freunden und Kollegen des sogenannten "Dritten" Senats, die 
- obwohl sie selbst eigentlich keine Zeit hatten - Vorentwürfe 
lasen und kritisch kommentierten: Jochen von Bargen (Freiburg), 
'Horst-Eberhard' Böttcher (Bremen), Michael Gerhardt (München) 
und Harald Klein (Kassel). Besonders intensiv waren zwei Ge-
sprächspartner beteiligt, deren detaillierte Kritik unverzicht-
bar war: im verfassungshistorischen Teil Dietmar PreiBler 
(Bonn) und im verfassungsprozessualen Teil Thomas Clemens (Ham-
burg/Karlsruhe). Nach langen Diskussionen wurde manches modifi-
ziert und präzisiert; für die Irrtümer, auf denen der Autor aus 
Uneinsichtigkeit oder aus Liebe zu einmal gefundenen Ergebnis-
sen beharrte, bleibt er selbst verantwortlich. Zu danken habe 
ich ferner Frau Ingeborg Reister, die das Schreiben dieser 
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Arbeit mit Engagement und Oberblick bewältigte und die nicht 
endenden Anderungswünsche gelassen realisierte. 

Oie Deutsche Forschungsgemeinschaft unterstützte das Entstehen 
dieser Arbeit unbürokratisch durch ein großzügiges Stipendium, 
ohne das ein AbschluB in vernünftiger Zeit - neben einer vollen 
Berufstätigkeit - nicht möglich gewesen wäre. 

Das Erscheinen dieser Arbeit hat -sich etwas verzögert; die 
Mitherausgabe zweier Festschriften (F.G. Nagelmann und N. Zeid-
ler) sowie der Hechsei zu einem verläBlichen Verlag gehörten zu 
den Ursachen. Zwischenzeitlich erschienenes Schrifttum und ver-
öffentlichte Rechtsprechung sind berücksichtigt worden, soweit 
dies noch möglich war. 

Dieses Vorwort hätte eigentlich anders aussehen sollen: Wolf-
gang Zeidler hat als Präsident des Bundesverfassungsgerichts 
das Entstehen der Arbeit kritisch verfolgt und das Manuskript 
durchgesehen. Auf seine Anregung hin ist ihr verfassungsprozes-
sualer Teil weiter ausgearbeitet worden; es erschien sinnvoll, 
neben den historisch-theoretischen Ausführungen auch konkrete 
prozessuale Handlungsanweisungen für die Zukunft zu bieten. 
Trotz oder gerade wegen seines Widerspruchs in verschiedenen 
Punkten hat W. Zeidler sich spontan angeboten, das Vorwort zu 
schreiben. Sein handschriftlicher Entwurf vom Dezember 1987 be-
ginnt mit einem Zitat von Luther aus dem Grimm'schen Deutschen 
Wörterbuch von 1854 (Band I Sp. 688): "schwer ists, wie mans 
treffen sol, dasz mans recht auflöse". Auch dieses Vorhaben hat 
er leider nicht mehr verwirklichen können. 

Dieses Buch widme ich meiner Mutter und dem Andenken meines Va-
ters. 

Karlsruhe/Kirchberg/Essen, im Februar 1989 

D.C. Umbach 
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"Bir lied überhaupt viel m ängstlich in 
being auf die Auflösung." 
(lisurck, liehe notes S. 233 f. ned 
Fa. 75) 

Erster Teil: Einleitung 

A. Gegenstand und Gang der Untersuchung 

1 . Als nicht nur seltener, sondern auch seltsamer ver-
fassungsrechtlicher Vorgang ist die vorzeitige Auflösung 
des Bundestages bezeichnet worden1. Selten ist die Par-
lamentsauflösung in der nun vier Jahrzehnte wahrenden 
Verfassungsgeschichte der Bundesrepublik Deutschland in 
der Tat - ganz im Gegensatz zu früheren Epochen. Die 
Vermutung, daß sie "in der Staatspraxis kaum jemals 
realisiert werden"2 würde, hat sich jedoch als unrichtig 
erwiesen3: Bislang ist sie immerhin zweimal seit der Gel-
tung des Grundgesetzes verwirklicht worden, nämlich 1972 
und ein Jahrzehnt sp&ter. Sie als "verfassungshistori-
sches Relikt" zu bezeichnen4, dürfte unangemessen sein; 
eher ist die Parlamentsauflösung - insbesondere die nach 

K. Kreter, Bandestagsauflösung, 1974, S. 141. Der Topos des "Parlaaents" nird 
ii folgenden für alle institutionalisierten Versanlungen verwendet, die in 
neitesten Sinn dei Hortes seit der Zeit des Diener Kongresses repräsentative 
Organe waren. Zu» Handel und zur Bedeutung des Begriffs vgl. zusaiienfassend 
H. Boldt, Parlaient, parlamentarische Regierung, Parlamentarismus, in: Ge-
schichtliche Grundbegriffe, Bd. 4, hrsg. von 0. Brauner/B. Coate/R. Koselleck, 
1978, S. 649-676. Das Dilena eines fehlenden Hetabegriffi durchzieht die re-
levante Literatur; vgl. z. B. das von G. A. Ritter herausgegebene "Handbuch 
der Geschichte des deutschen Parlementarisme" oder die "Beiträge zur Ge-
schichte dei Parlamentariern! und der politischen Parteien", diese erfassen 
uater dem Begriff "Parlament" und unter "Parlamentarismus" die Geschichte der 
"institutionalisierten Versammlungen" (Boldt, a.a.O., S. 649) vor dem Kaiser-
reich. Siehe insbesondere 6. Grüothal, Parlamentarismus in PreuBen 1848/49 bis 
1857/58. Preußischer Konstitntionalisiui - Parlaient und Regierung in der 
Reaktionäre, 1982. 
Vgl. K. Poterai, Die Auflösung dei Parlaient!, Diss. Bona 1967, S. 8. 
Insofern oar die Profaoie voi Bans Peters, latnicklungiteadeazea in der Demo-
kratie in Deatacklaad seit 1949, ia: Festgabe fär Zaccaria Giacoietti, 1953, 
S. 242, eher zatreffead, aoaach "eine Auflösung dei Buadeitages höchst selten 
praktiicb »erden kann". 
K. freier, Bundestagsauflösuag, S. 141. 
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Art. 68 GGS - als ein sozusagen "ruhendes" Institut des 
Verfassungsrechts zu bezeichnen, das - einmal aus gege-
benem AnlaB geweckt und mit Leben erfüllt - eine plötzli-
che Woge von staats- und verfassungsrechtlichen Anteil-
und Stellungnahmen verursachen kann. Dabei wird dann 
deutlich, dafi eine derart zurückgetretene und fast ver-
gessene, jedenfalls selten gebrauchte Norm plötzlich 
einen weißen Fleck auf dem Terrain der zeitgenössischen 
Verfassungslehre sichtbar macht. Zugleich steht der 
Verfassungsrechtler vor der Erkenntnis, dafi das Institut 
der Parlamentsauflösung zu Unrecht in der "Requisitenkam-
mer unergiebiger Verfassungstheorien abgelegt schien"6, 
und vor der Notwendigkeit, eine solche, lange Jahre 
schlummernde Verfassungsnorm des Grundgesetzes mit Leben 
zu erfüllen. 

Dies führt zu der Überlegung, wie eine solche Ver-
fassungsnorm nach langer Zeit der scheinbaren Irrelevanz 
in zulässiger Heise angewendet werden kann und muB: Soll 
eine Verfassungsnorm nach drei bis vier Jahrzehnten einer 
eigenen Geltungsgeschichte der Gesamtverfassung noch an 
den Überlegungen und dem schöpferischen Willen der Ver-
fassungsväter und -mütter ausgerichtet und interpretiert 
werden oder darf und muB berücksichtigt werden, das alle 
Rückgriffe auf den Willen der Verfassungsschöpfer und die 
ihm zugrunde liegenden 14 Jahre Weimarer Erfahrungen zwi-
schenzeitlich angesichts der mehr als dreimal so langen 
eigenen Verfassungsgeschichte des Grundgesetzes relati-

Art. 68 Abs. 1 Satz 1 GG («wie Art. 63 Abs. 4 Satz 3 6G) sprechen zwar von 
"Auflösung"; nach Art. 39 Abt. 1 Satz 1 GG a.F. nar die Rahlperiode tatsäch-
lich ait der Auflösung des Bundestags beendet, seit der leufassung des Art. 39 
Abs. 1 Satz 2 GG vo* 23. August 1976 (BGBl. I S. 2381) endet die Rahlperiode 
aannehr ait dea Znsanaentritt des neaen Bandestages. Art. 68 Abs. 1 Satz 1 GG 
führt daait eigentlich nicht za einer Auflösung, sondern zar vorzeitigen Been-
digung der Rahlperiode durch leumhlen. Dies nird verkannt von K. Stern, 
Staatsrecht, Bd. 2, München 1980, S. 73; zutreffend bei 0. Ñocbrttbaer, Parla-
nentsauflösnngsrecht, S. 9, Fn. 2. Bei den sonstigen Aaflösongsbestinnngen 
blieb es bei der alten Terainologie. Auflösung ist is folgenden die vorzeitige 
Beendigung der Antsperiode einer aus Rahlen hervorgegangenen Volksvertretung. 
f. freter, Bandestagsauflösung, S. VII. 
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viert bzw. verdrängt werden"7? 

Diese Fragestellung gewinnt im Falle des Instituts der 
Parlamentsauflösung dadurch zusätzlich an Bedeutung, daB 
der "Rahmen", in den es eingefügt ist, sich verändert 
hat: Es steht heute in einer veränderten Verfassungswirk-
lichkeit; bei der Parlamentsauflösung müssen über das We-
sen dieses Instituts und seine verfassungsrechtliche Aus-
legung und verfassungstheoretische Durchdringung hinaus 
dessen Einbettung in die rechtlichen Beziehungen von 
Staats- und Verfassungsorganen bedacht und beachtet wer-
den. DaB dabei behutsam auch die Möglichkeit eines Bedeu-
tungswandels des Parlamentsauflösungsrechts, vielleicht 
sogar die Möglichkeit eines Verfassungswandels in Be-
tracht zu ziehen sind, liegt auf der Hand. 

Ob es sich bei alledem - wie eingangs bemerkt - nicht 
nur um einen seltenen, sondern auch um einen seltsamen 
verfassungsrechtlichen Vorgang handelt, ist erheblich 
schwieriger zu beurteilen. Zutreffend ist es sicherlich, 
die Parlamentsauflösung als einen regelmäBig pro-
blematischen Vorgang zu bezeichnen: 

Problematisch ist dabei vor diesem interessengeprägten 
Hintergrund sowohl die materielle Bewertung der Auf-
lösungsvorausset zungen als auch die prozessuale Abwick-
lung bzw. gerichtliche Kontrolle und Oberprüfung des ge-
samten Vorgangs. Diese Problematik ergibt sich nicht zu-
letzt daraus, daB die Parlamentsauflösung sich im Span-
nungsfeld grundsätzlich gegensätzlicher politischer 
Kräfte bewegt, die ihre unterschiedlichen Zielvorstellun-
gen zu verwirklichen suchen. 

2. Die Parlamentsauflösung ist verschiedentlich als 
"Angelpunkt des 'echten' parlamentarischen Systems"* be-

7 Vgl. in dies» Sine Sondertet» β. Zeidler, SVerfCI 62, 64 ff. <68 f.>. 
* So s. Β. K. loemacteia, Verfuiungsrecht and Verfassangsrealitüt, in: KÖR 77 

(1951/52), S. 410 uiter Hiowit auf Redslob; vgl. aucb H. Hauriou, Précis de 
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zeichnet worden. Dieser "Angelpunkt" ist ein Verfassungs-
institut, das zahlreiche und erhebliche Handlungen erfah-
ren hat und dessen Bedeutung heute eher zurückgetreten 
ist. Eine Untersuchung dieses Bedeutungswandels erfor-
dert, das Institut nicht nur rein verfassungsrechtlich zu 
betrachten, sondern auch andere Aspekte wie ζ. B. den hi-
storisch-politischen zu berücksichtigen. 

Hierüber hinaus auch rechtsvergleichende Studien zu 
unternehmen, wie sie für die Nachbarländer Frankreich, 
Belgien und Italien vorliegen9, liegt nahe, hätte jedoch 
eine weitere Untersuchung notwendig gemacht und den Rah-
men der vorliegenden gesprengt. Auch war es nicht mög-
lich, die Auflösungspraxis in der Bundesrepublik Deutsch-
land und ihren Ländern10 seit 1949 bis heute zu untersu-
chen. Das müBte Gegenstand einer gesonderten politikwis-
senschaft1 ich-verfassungsrecht 1ichen Studie sein. Ebenso-
wenig werden die Fragen der Parlamentsorganisation bzw. 
der Geschäftsordnung behandelt, die mit einer Auflösung 
zusammenhängen. 

Für die Behandlung der Thematik wäre es auch durchaus 
sinn- und reizvoll gewesen, den Einzelaspekten des Ver-

droit constitutionnel, 2. éd., Paris 1929, S. 459: "un élénent essentiel de 
l'équilibré du régime parlementaire". 
Vgl. etna: i. A. Forsey, The royal poner of dissolution of parliament, in: The 
British Cononwealth, Toronto 1943; C. K. Hang, Dissolution of British Parlia-
ment, Ken York 1934; B. S. ifarlresiois, The Theory and Practice of Dissolution 
of Parliament, Caibridge 1972; S. C. Andreas, Soie thoughts on the poner of 
dissolution, Parlianeatary Affairs, 1959/60, S. 286-296; S.U. forsey. Dissolu-
tion of Parliament in Canada, in: The Parlamentarían, 1974, S. 229; ieri. 
1977, S. 5 ff.; J. F. Hortbey, The Dissolution of the Parliament of Hustralia 
aid Hen Zealand, in: University of Toronto Lao Journal 1952, S. 294-297; V. 
Cadot, Le droit de dissolution en France dpuis 1945, Thèse Lyon 1953; P. /li-
bertini, Le Droit de Dissolution et les systèmes constitutionnels français, 
Paris 1977; J. Vein, La dissolution du Parlament, Bruxelles 1966; R. Voinesco, 
De la dissolution des assemblées legislatives en France, en Angeleterre et en 
Belgique, Thèse, Paris 1896; F. äohrboff, La Dissolution des Hssemblées légis-
latives dans les constitutions modernes, Rom 1953; P. Coastauo, Lo sciogli-
mento delle assenblee parlamentari, Milano 1984; 0. Bidder, Parlamemtsauflö-
sang und Regierungsbildung in Osterreich, ZfParl 1972, S. 86-102; ». Beeiiaa, 
Ongeschreven staatsrecht en ontbinding. Den Haag 1973. 
Vgl. hierzu F. K. Frone, Parlamentsauflösungen seit 1970, F U Ir. 178 vom 
4.8.1983, S. 8. 
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fassungswandels (vgl. unten E), der Krisengebundenheit 
und des Krisenbegriffs (vgl. unten C) oder des plebiszi-
tären Elements (vgl. unten D) größere Aufmerksamkeit zu 
widmen. Allein, der Rahmen der Untersuchung wäre ge-
sprengt und ihr Schwerpunkt verschoben worden. Diese The-
men werden bewuBt nur gestreift. 

Nach dieser notwendigen Exkulpation wegen Unvollstän-
digkeit gilt für die folgenden Teile II (Verfassungsge-
schichte) und III (VerfassungsprozeB) folgendes: 

Bei der Diskussion um die Zulässigkeit des Auflösungs-
verfahrens 1982/83 und um den ümfang und die Intensität 
der verfassungsgericht1ichen Kontrolle wurde ein wesent-
licher Teil der Argumentation mit historischen Ausle-
gungsversuchen geführt, überwiegend - und ausschnittartig 
- beschränkt auf die Verhandlungen im Parlamentarischen 
Rat und auf die staatsrechtliche Situation in der Weima-
rer Republik. Dies legte es nahe, zunächst die ursprüng-
liche Bedeutung und den möglichen späteren Handel dieses 
Verfassungsinstituts in einem größeren zeitlichen Rahmen 
aufzuzeigen, die besondere verfassungspolitische und hi-
storische Situation des Art. 68 GG nachzuweisen und so-
dann Überlegungen zu den heutigen Rechtsschutzmöglichkei-
ten anzuschliefien: dies wird zum einen im verfassungsge-
schichtlichen Teil (II) der Arbeit unternommen, beginnend 
mit der Zeit des Frühkonstitutionalismus vom Anfang des 
19. Jahrhunderts bis zum Parlamentarischen Rat und dem 
Inkrafttreten des Grundgesetzes in der Mitte dieses Jahr-
hunderts, und zum anderen im verfassungsprozessualen Teil 
(III). 

DaB die Parlamentsauflösung nach dem hier in erster 
Linie relevanten Art. 68 GG Ausnahmecharakter hat und für 
sie ein komplizierter Mechanismus vorgesehen wurde, ist 
bekanntlich auf die Erfahrungen der Republik von Weimar 
mit Art. 25 WRV zurückzuführen, in der sämtliche sieben 
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Reichstage vorzeitig aufgelöst wurden11. Die Regelung des 
Art. 25 WRV ist auch ihrerseits wiederum Resultat einer 
staatsrechtlichen Entwicklung, die sich zurück über den 
preufiischen Verfassungskonflikt von 1862-1866 als eine 
eigenständige deutsche Linie bis hin zu den landständi-
schen Verfassungen am Beginn des vorigen Jahrhunderts 
verfolgen läBt. Insofern wird in dem historischen Teil 
der Arbeit ein Längsschnitt entlang der Zeitachse 1805-
1949 vorgenommen, der die Entwicklung eines staatsrecht-
lichen Instituts offenlegen und Antworten ermöglichen 
soll auf folgende Fragen: 

(1) Welchem Verfassungsorgan stand jeweils die Kom-
petenz zu, das Parlament aufzulösen? 

(2) An welche verfassungsrechtlichen und verfas-
sungspolitischen Voraussetzungen war das Verfas-
sungsorgan dabei gebunden? 

(3) Welche demokratischen (z.B. plebiszitären) Kom-
ponenten wiesen die jeweiligen Auflösungsrege-
1ungen bzw. die Auflösungspraxis auf? 

(4) Welche Funktion hat die Parlamentsauflösung vor 
dem jeweiligen Hintergrund der historisch-poli-
tischen Kräfte und welchen Funktions- bzw. Be-
deutungswandel hat sie im Wechsel der Staatsfor-
men erfahren? 

Das Verhältnis von Verfassungsidee und Verfassungs-
wirklichkeit hat Huber einmal als das "Kernproblem der 
Staatstheorie, des Staatsrechts und der Verfassungsge-

Die erbebliche Zahl der thenatisch hierauf bezogenen Dissertationen zeigt die 
Bedeutung des Parlaaentsauflösungsrechts nährend der Heiaarer Republik: z. B. 
V. Heine, Die Gegenzeichnung bei Auflösung des Reichstages, Diss. Kiel 1925; 
R. Huber, Die Parlanentsauflösung in Deutschland und in der Schweiz, Diss. 
Leipzig 1923 (HS); L. (Traillano, Das Recht zur Ruflösung der Parlamente nach 
deutsche* Reichs- und preußische· Landesstaatsrecht unter Berücksichtigung der 
historischen Grundlagen, Diss. Göttingen 1926; H. Lalla, Die Ruflösung des 
deutschen Reichstages, Diss. Königsberg 1931; Ä. Lorch, Die Parlanentsauf-
lösung nach deutsche· Landesstaatsrecht, Diss. Frankfurt/M. 1922 (MS); 0. 
Heyer, Die Parlanentsauflösung, Diss. Göttingen 1927; F. B. Otto, Die recht-
lichen Voraussetzungen und Birkungen der Ruflösung des Reichstages nach Rrt. 
25 RV, insbesondere durch Blankoverfügung des Reichspräsidenten, Diss. Köln 
1928; Diss. Köln 1928; B. Petruscbke, Die Ruflösung des Reichstages durch den 
Reichspräsidenten, Diss. Harburg 1926; B. Torno», Die Ruflösung des Reichsta-
ges durch den Reichspräsidenten, Diss. Göttingen 1930. 
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schichte ..." bezeichnet12. Vor diesem Hintergrund wird 
im Teil II der Arbeit zuerst das Entstehen der jeweiligen 
Auflösungsregelungen untersucht und weiter dargestellt, 
was zeitgenössische Politiker und Theoretiker - beides im 
19. Jahrhundert Uberwiegend Juristen - an objektivierba-
ren Zielen bzw. Vorstellungen in die entsprechenden Rege-
lungen einbrachten. Daran schließt sich zu jeweils größe-
ren Zusammenhängen eine verfassungstheoretische Würdigung 
der zeitgenössischen Verfassungsläge an. Und in einem 
dritten Schritt wird schließlich anhand der Verfassungs-
realität überprüft, ob die Auflösungsrege1ungen gegriffen 
haben oder ob in der Realität die Handhabung des Auflö-
sungsrechts am Normgehalt vorbeiging, mit anderen Worten, 
es wird die Funktion der Auflösung in der Verfassungs-
wirklichkeit untersucht. 

Oie letzte Frage wird dabei in der Gesamtwürdigung des 
Zeitraumes von 1805-1949 einen Funktionswandel erkennen 
lassen: vom Auflösungs- und Repressionsinstrument des 
konstitutionellen Monarchen gegenüber einer unbequemen 
Volksvertretung hin zum parlamentarischen Mechanismus für 
eine stabile Regierung bzw. für die Wiedergewinnung trag-
fähiger Regierungsmehrheiten. Eine als solche zu qualifi-
zierende "Auflösungstheorie" ist dabei allerdings in kei-
ner der behandelten Epochen beider Jahrhunderte festzu-
stellen, allenfalls in Ansätzen in liberalen Überlegungen 
des 19. Jahrhunderts entwickelt worden. Soweit verein-
zelte Autoren den "Versuch einer Theorie des Auflösungs-
rechts im modernen parlamentarischen System"13 unterneh-
men, bleibt dies ohne Erfolg. Zu Recht wird nicht nur für 
die Bundesrepublik Deutschland verneint: "qu'on puisse 
construire valablement u n e théorie du droit de dis-
solution"1"1. 

I. R. Heber, Bemhrung und Handlung, 1975, S. 8 
Vgl. I. Starke, Recht und Sinn der Parlanentsauflösung, Dis«. Haeburg 1972, S. 
27, 53. 
Vgl. Λ. Hatfeiot, in: iantraux, Dissolution, S. V. 
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Bei dieser Untersuchung wird sich eine charakteristi-
sche "Auflösungskultur" der jeweiligen Epoche feststellen 
lassen, die für die zeitgenössische Verfassungs- und Ge-
sellschaftsstruktur kennzeichnend ist. Bezeichnend in 
diesem Sinne ist eine Auflösung wie die vom Mai 1893, als 
der soeben durch kaiserliche Auflösungsverordnung seines 
Amtes und seiner parlamentarischen Wirkung beraubte 
Reichstagspräsident von Levetzow gleichwohl bekundet: 
"... und nun meine Herren, nach der Gewohnheit (des 
Reichstages), die hoffentlich immer bleiben wird: Der 
Kaiser, der uns rief und der uns entläfit, der Kaiser ..., 
er lebe hoch!"15. 

Heute ist - und dies ist die entscheidende Neuerung -
die mögliche Verfassungsgericht!iche Kontrolle neben der 
Beteiligung mehrerer Organe und neben der genaueren Um-
schreibung der Auflösungssituation und -Voraussetzungen 
ein grundsätzlicher Schutz vor einseitiger Durchsetzung 
einer Auflösung: Parlamentsauflösungen sind erstmals in 
der deutschen Verfassungsgeschichte gerichtlich überprüf-
bar. Dabei zeigt sich, dafi Verfassungsgericht!iches Ver-
fahren und materielle Auslegung eng miteinander ver-
schränkt sind, was z. B. die Zulässigkeit eines Organ-
streitverfahrens oder eines Antrags auf ErlaB einer 
einstweiligen Anordnung einerseits und die parla-
mentarischen Nitwirkungsrechte oder das verfassungsrecht-
liche Verhältnis zwischen den Beteiligten andererseits 
betrifft. Deshalb erscheint es sinnvoll, die verfassungs-
historische Darstellung (Teil II) bis in die heutige 
Verfassungswirklichkeit hinein zu führen, die am deut-
lichsten in den Differenzierungen der verfassungsprozes-
sualen Möglichkeiten im Zusammenhang mit dem gerichtli-
chen Rechtsschutz gegenüber Parlamentsauflösungen (Teil 
III) die Zäsur gegenüber der vor-grundgesetzlichen Zeit 
zeigt. Im Rahmen des Verfassungsgerichtsverfahrens und 
vor allem des Organstreits werden - im wesentlichen auf 

V9I. outen Teil II, Kar. r-> S. 234 ff. (238), Fa. 90. 
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der Grundlage der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts - die körperschaftsrechtlichen, organisations-
rechtlichen und institutionellen Funktionen und Kompeten-
zen der am "AuflösungsprozeB" Beteiligten genauer einge-
grenzt und hieran Überlegungen geknüpft werden zur Funk-
tion und Effektivität des Rechtsschutzes gegen eine (un-
zulässige) Auflösung als Spiegel der Verfassungswirklich-
keit. Insofern stellt sich, wie Häberle zutreffend be-
merkt hat, das Verfassungsgericht!iche Verfahren auch in 
diesem Zusammenhang als ein Stück materielles Verfas-
sungsrecht dar: "Verfassungsprozefirecht als konkretisier-
tes Verfassungsrecht"16. Allerdings kann bisweilen auch 
der Verfassungsgericht!iche Rechtsschutz ineffektiv wer-
den, z. B. dann, wenn der Beginn einer "neuen Staatspra-
xis", die "einem neuen, besonderen politischen Sachver-
halt gerecht zu werden versuche"1'', festgestellt wird. 
Insofern ist die Auflösungsentscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts von 1983 nur AnlaB, nicht aber Gegenstand 
dieser Arbeit. 

B . D i e A u f l ö s u n g s e n t s c h e i d u n g B V e r f G E 6 2 , 1 

Diese Arbeit ist - wie die meisten anderen zu diesem 
Thema - im Zusammenhang mit einem konkreten Ereignis ent-
standen, n&mlich der Bundestagsauflösung von 1 9 8 3 1 u n d 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 16. 
Februar 1983 (BVerfGE 62, 1). 

Das Urteil ist verfassungspolitisch kontrovers als Mu-
sterwerk diplomatischer Rechtsprechung1", als Zurückwei-
chen vor politischem Druck19 und vermittelnd als salomo-

1 6 f. Biterle, Kol 9 8 ( 1 9 7 3 ) , S . 1 1 9 ff. ( 1 2 8 , FB. 43); der·., Rouentierte Ver-
fassaitysrechtsprechaa?, 1979, S. 405. 

1 7 BVerfCf 62, 1 ff. <49>. 
Zar Sicht des Baadespräsideatea liehe K. Carsten, Die Kaflöseig des Deatschea 
Budestages ia Jaaaar 1983, ia: Festschrift der Rechtsaisseaschaftlichen 
Fakaltat sar 600-Jahr-Feier der Uaiversität Köln, 1988, S. 6(1 ff (669). 

l a C. Scheits, Das ftscheraittRoch-Urteil, HDI 1983, S. 365. 
" B. Meyer, Urteilsaaserkaa« DÖV 1983, S. 243 ff. <245>. 
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nischer Beitrag zu längerfristiger Regierungsstabili-
tät20, sogar als unredlich31 charakterisiert worden. Die 
Entscheidung des Zweiten Senats hat nannigfaches Lob32, 
aber noch mehr Schelte33 erfahren. Die vorliegende Arbeit 
hat weder eine weitere Entscheidungsanalyse noch eine mo-
nographische Komment i erung des Art. 68 GG zum Ziel. Be-
gründung und Ergebnis des Urteils werden lediglich am 
Rande berührt, wobei sich allerdings aus den Ergebnissen 
der vorliegenden Untersuchung unschwer entnehmen läBt, 
daB der Verfasser der Auflösungsentscheidung von 1983, 
insbesondere ihren Ausführungen zum materiellen Kriterium 
der Auflösungsläge, kritisch gegenübersteht. 

Die Entscheidung betraf im Kern die Auslegung des Art. 
68 GG 2 4 und die verfassungsprozessualen Probleme des Auf-
lösungsvorgangs. Die Frage, ob und inwieweit in diesem 
Zusammenhang grundgesetzkonforme verfassungsstrukturelle 

M.-P. Schneider, Sybillinisch oder saloionisch?, NJR 1983, S. 1530 f. 
G. Schlichting, Zur Auslegung des Art. 68 CG durch das Bundesverfassungsge-
richt, JZ 1984, S. 120 ff. <121>. Vgl. hierzu R. Herzog, in: Haunz-Dürig, Koi-
aentar zu· Grundgesetz, Art. 68 Uder. 84, Fn. 45. 
Vgl. z. ß. ». Meyer, Urteilsanaerkung DÖV 1983, S. 243 ff.; I. Gusseck, 
Bundestagsaufläsung kraft Richterspruchs?, IJN 1983, S. 721 ff.; J. Del-
brück/B. Hoifrvi, Die Auflösung des 9. Deutschen Bundestages vor de· BVerfG, 
JuS 1983, S. 758 ff.; H.-J. Riegand. Die lanipulierte Verfassung, VnRdsch. 
1983, S. 333 ff.; G. Schlichtung, Zur Auslegung des Art. 68 GG durch das 
BVerfG - Kritische Überlegungen zu· Urteil voi 16. Februar 1983 -, JZ 1984, S. 
120 ff.; Kritik nur an der Begründung z. B. bei: f. ñchterberg, Vertrauens-
frage und Auflösungsanordnung, DVB1. 1983, S. 477 ff.; 8. ff. Strohleier, Die 
verfassungsgeiäBe Bundestagsauflösung, ZfParl 1983, S. 422 ff.; ff. Thiele, 
Auflösung des Bundestages über den Reg des Art. 68 GG, DVP 1983, S. 77 ff.; 
K.-fl. ladeur, Das Bundesverfassungsgericht zur Bundestagsauflösang: Reiche 
Sprachenregelung bietet das Grundgesetz?, RuP 1983, S. 68 ff.; G. Schultz, Das 
Ascheriittmch-Urteil, SDR 1983, S. 365 ff.; C. Arndt, HiBtrauensvotua and 
Parlaientsauflösung, RuP 1983, S. 65 ff.; S. BroB, Anordnung des Bundespräsi-
denten über die Auflösung des 9. Deutschen Bundestags von 6. Januar 1983, RiA 
1983, S. 101 ff.; ff. Seuffert, Freiheit und Politik und Grenzen des Rechts, 
AöR Bd. 108 (1983), S. 403 ff. 
Vgl. z. B. H.-P. Schneider, Sibylliniscb oder saloaonisch?, IJR 1983, S. 1529 
f.; H.H. Klein, Die Auflösung des Deutsches Bundestages nach Art. 68 GG, 
ZfParl 1983, S. 402 ff.; H.C.F. liesegang, in: I. v. Künch (Hrsg.), Graadge-
setz-Kouentar, 2. Aufl., Bd. 2, 1983, Art. 68 Rdnrn. 8a ff. 
ÍVerfei 62, 1 ff. <34 ff.>. 
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Wandlungen25 vorliegen, kann in dieser Arbeit nicht un-
tersucht werden. Auch dies wäre eine eigene Untersuchung 
wert. Gusseck26 und Sehl ichting2-7 haben herausgestellt, 
daB das Bundesverfassungsgericht durch seine Auslegung 
den Tatbestand des Art. 68 GG "geöffnet" und eine neue 
Verfassungsrecht läge, die sich von der 33 Jahre lang als 
gültig vorausgesetzten unterscheidet, geschaffen hat. Der 
erweiterte Anwendungsbereich liegt seit der Auflösungs-
entscheidung vor allem in dem Umstand, daB zwar weiterhin 
eine als ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal zu Art. 68 GG 
gehörende "politische Lage der Instabilität zwischen Bun-
deskanzler und Bundestag"28 gefordert wird, daB aber bei 
diesem Tatbestandsmerkmal, das dem besonderen 
Regelungsgehalt des Art. 68 GG gerecht werden soll, näm-
lich "Bewältigung aufiergewöhnlicher politischer 
Krisensituationen"29, dem Bundeskanzler ein Prognose-
spielraum bei der Einschätzung der parlamentarischen Ver-
hältnisse eingeräumt ist30. Mit anderen Worten, es wird 
für die materielle Auflösungsläge nicht die präzise Fest-
stellung des Verlusts der Regierungsfähigkeit gefordert, 
sondern es reicht die - nur eingeschränkt nachprüfbare -
Prognose des Bundeskanzlers aus, daB er "eine vom Ver-
trauen der Parlamentsmehrheit getragene Politik künftig 
nicht mehr sinnvoll" verfolgen könne31. 

C. D i e K r i s e n d i s k u s s i o n 

Im Rahmen sowohl des verfassungsgeschichtlichen als 
auch des verfassungsprozessualen Teils dieser Arbeit wird 
in zahlreichen Zusammenhängen der Begriff der Krise, die 

29 H.-R. Schenke, Die verfassnngsnidrige Buadestagsanflösnug, KJH 1982, S. 2521 
ff. (2524). 

2 6 IJB 1983, S. 721 ff. (724). 
2 7 JZ 1984, S. 120 ff. 
2· BVerfGt 62, 1 ff. <42>. 
2 9 BVerfei, a.a.O. <49>. 
3 0 Vgl. ί. Cesseci, a.a.O., S. 722. 
31 SVerfei 62, 1 ff. <60>. 
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"Möglichkeit der Krisis"32, die Krisensituation etc. be-
nutzt oder erwähnt. Auch Art. 68 6G wird häufig als eine 
Krisenregelung charakterisiert, die ihren Platz in der 
"Krisenquadriga" der Art. 63, 67, 68 und 81 GG hat". Es 
würde daher gutem wissenschaftlichem Brauch entsprechen, 
am Beginn der Arbeit einen rechtlichen Krisenbegriff zu 
entwickeln. Um das Ergebnis bereits vorwegzunehmen: Dies 
gelingt nicht. Weder ein überzeugender politologisch-so-
zialwissenschaftlicher noch gar ein juristischer Krisen-
begriff, der verwendbar wäre, sind sichtbar geworden. 

Sicher ist allenfalls, daB die Erforschung von Verfas-
sungskrisen den Blick für die Verfassungswirklichkeit 
schärft34. Echte Verfassungskrisen - bisweilen unter-
schieden von, bisweilen gleichbedeutend mit Staatskrisen 
- sind dabei aber deutlich zu unterscheiden von üblichen 
politischen Konflikten, die Teil des normalen parlamenta-
risch-demokratischen Lebens sind. Nicht jede politische, 
nicht jede Regierungskri se ist eine Staats—, eine Verfas— 
sungskrise35, sie ist häufig noch nicht einmal eine Krise 
überhaupt. Parlamentsauflösungen werden allerdings fast 
automatisch in einen Krisenzusammenhang gestellt. Es mag 
sein, daß dies mit den "sehr komplizierten Situationen"36 
zusammenhängt, die für eine Auflösung nach dem Grundge-
setz vorausgesetzt werden. 

Insgesamt gesehen ist ein inflationärer Gebrauch des 
Krisenbegriffs festzustellen. Die Jahrzehnte der sechzi-
ger, siebziger und wohl auch achtziger Jahre werden von 
Autoren unterschiedlicher politischer und wissenschafts-

Vgl. oiiten Teil II, S. 476 f., Fn. 29: Debattenbeitrag T. Dehler. 

Vgl. dazu schon 1950 grundsätzlich F. Ciui, Kritische Beaerkuagen M Art. 63, 
67, 68, 81 des Bonner Grundgesetzes, in: Ui Recht und Gerechtigkeit, Festgabe 
für Brich Kaufiann, 1950, S. 47 ff. 
I. 8. Naher, Verfassungskrisen, S. 4. 
F. Blut, a.a.O., S. 49, sieht eine Intnicklung in Reiaarer Syste· «on der le-
gierungskrise über die Verfassaagskrise zar Staatskrise, die letztlich ein 
Scheitern bedeutete. 
0. KoeJJreetter, Deutsches Staatsrecbt, 1953, S. 168. 
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theoretischer Herkunft als eine Periode der (Dauer-)Krise 
bezeichnet. Krisen der Hirtschaft, der Umwelt, der Ar-
beitsgesellschaft, der Regierbarkeit, der Parteien, der 
industriell-technischen Gesellschaft und viele andere 
mehr werden diagnostiziert37. Der Blick auf die Krise als 
analytische Kategorie wird zum einen verstellt durch ih-
ren ausufernden Gebrauch in der Alltagssprache und zum 
anderen durch eine unterschiedliche Verwendung in den 
verschiedenen Forschungsansätzen, in denen unterschiedli-
che Wertprämissen und Bewertungen anzutreffen sind3". 

Im sozialwissenschaft1ichen Bereich wird zwischen ei-
nem verhaltenstheoretischen (situationalen) und einem sy-
stemischen Krisenbegriff unterschieden. Während der er-
stere im Rahmen internationaler Konflikte als ein Ent-
scheidungsprozeB unter Zeitdruck aufgefafit wird, geht der 
systemische Krisenbegriff davon aus, daß Krisen tief in 
der Struktur des Systems und zudem chronisch angelegt 
sind 3 9. Dabei ist im übrigen zu unterscheiden zwischen 
den Beteiligten als Krisenmanager und Krisenintensi-
vierern, es sind regelmäßig verschiedene Krisenstadien 

Vgl. das Krisenspektrui bei I. R. Huber, Verfassungskrisen, S. 7 ff.: (1) kon-
fessionelle, (2), soziale, (3) nirtschaftliche, (4) militärische and (5) Füh-
nngskrisen. Hinzuzufügen näre noch eine Krise der Grundrechte und der Verfas-
sungsgerichtsbarkeit überhaupt. Einerseits nird der Begriff "Krise" benutzt, 
M verhältnismäßig begrenzte, spezifische Phänoie zu kennzeichnen, anderer-
seits nird daiit eine generelle Struktur- bzR. Systeikrise der uestlich-
deiokratischen Industriegesellschaften thematisiert. Mit anderen Nörten, der 
Krisenbegriff ist bisneilen lediglich ein Scblagmrt, zu· anderen charakteri-
siert er aber auch dramatische historische Prozesse: Is scheint kau· noch 
einen Gegenstand politiknissenschaftlichen, sozialnissenschaftlichen, histori-
schen oder juristischen Forschungsinteresses zu geben, dei nicht irgendwelche 
Krisenaspekte anhafte·. 
Vgl. U. Stori, Stichnort Krisentheorie, in: Pipers Hörterbuch zur Politik, Bd. 
1, herausgegeben von D. Hohlen und ft.-O. Schulze, 198S, S. 482; sonie 0.1. 
Bibl, Krisentheorien, 1984. 
M. Jiaicke, Die Analyse des politischen Systeis aus der Krisenperspektive, in: 
ders. (Hrsg.), Politische Systeikrisen, 1973, S. 16 bezeichnet als politische 
Krise eine· Veränderungsdruck auf das politische Syste· ii Hinblick auf seine 
Nähe zu oder Ferne von einzelnen Teilsystemen der Gesellschaft, die seine Ba-
sis bilden und deren Interessenlagen sich in der Struktur des politischen Sy-
steis und seinen Zaneisungskriterien für Herschaftsrollen niederschlagen. 
Hierfür lieBen sich sooohl der preuSische Verfassungskonflikt nie die Intoick-
1ungen zu den Sozialistengesetzen als Beispiel anführe·. 
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und Krisenabfolgen festzustellen, die von einen stabilen 
System über ein labiles System (Performanzkrise) zu einer 
akuten Krise (Herrschaftskrise) und schlieBlich weiter 
zum Umsturz führen können40. 

Sowohl in der Soziologie41, als auch in der Politik-
wissenschaft42 führen kontroverse Beurteilungen der "Kri-
sen-Situation zu unterschiedlichen Diagnosen bzw. Pro-
gnosen. Betrachtet man neuere krisentheoretische An-
sätze43, so wird dort in mehreren Ebenen - Performanz, 
Legitimität(sverlust) und Überdauern politischer Systeme 
- argumentiert und eine Mischung aus analytischen und hi-
storischen Bezügen deutlich. Vom Analysegegenstand her 
stehen politische Krisen bzw. politische Systemkrisen im 
Vordergrund. Als Krise soll dabei jede Veränderung gel-
ten, die Neuerungen seitens der Regierung fordert, wenn 
Eliten nicht ernsthaft einen Verlust ihrer Stellung ris-
kieren wollen oder die Gesellschaft überleben soll44. 

Im Hinblick auf die Komplexität der Problemstellung 
und die Notwendigkeit der Einbeziehung verschiedener Ebe-
nen ist jede Krisenanalyse als fragwürdig anzusehen. Jede 
Eingrenzung des Begriffs setzt sich dem Vorwurf der Be-
liebigkeit aus. Insgesamt läBt sich nur feststellen: 
"Krise ist ein alter Begriff und nur so exakt oder 
hilfreich, wie die Anwendung, die er erfährt; wegen der 
vielen möglichen Anwendungsformen läBt er sich auch durch 

M. Jäaicke, a.a.O., S. 16, 37; ders., Krisenbegriff nod Krisenforschung, in: 
ders. (Hrsg.), Herrschaft and Krise, 1973, S. 19. 
Ζ. B. hinsichtlich der Frage, ob nir ans in einer Straktarkrise säkulares lus-
•aBes befinden, oder ob es nur un Anpassungsprobiene in Modernisiernngsprosefl 
geht. 
In der sich der eapiriscb-analytisch arbeitende Rissenschaftler de· theore-
tisch-spekulati« ausgerichteten gegenübersieht; vgl. hierzu 8. luti, Straktur-
krise als Herausforderung an die Soziologie, in: J. Matties (Hrsg.), Krise der 
Xrbei tsgesel1scbaft?, 1983, S. 328. 
Z. B. I. Zilieraaaa, Krisen, Staatsstreiche und Revolutionen, 1981, S. 10. 
Danit sind sooobl eine Krise der Kliten als auch Dysfunktionen des Systeas er-
faBt, nobei die Iliten- bzn. Regierungskrisen inniger gravierend als die Legi-
tinitätskrisen sind; vgl. I. Ziaaeraaan, a.a.O., S. 23. 
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noch so viele Definitionsversuche und Differenzierungen 
nicht eindeutig bestimmen"49. 

Dies alles zeigt, daß die soziologisch-politologische 
Begrifflichkeit sich nicht ohne weiteres für das Staats-
recht nutzbar machen läßt. Der Versuch, anhand der Auflö-
sungsproblematik einen eigenen staatsrechtlichen Krisen-
begriff zu entwickeln, wäre zwar verlockend, aber proble-
matisch: Damit wären die eigentlich interessanten Frage-
stellungen im verfassungshistorischen und verfassungspro-
zessualen Bereich auf der Strecke geblieben. Von daher 
mufi ein Arbeitsbegriff der Krise genügen: Diese wird als 
instabile Lage zwischen Regierung und Parlament vor dem 
Hintergrund eines Veränderungsdrucks auf das politische 
System verstanden. 

D. Die plebiszitäre Komponente 

Das heutige grundgesetzliche Institut der Parla-
mentsauflösung wird als plebiszitäre Komponente im reprä-
sentativen System verstanden46. 

Wie Fraenkel zutreffend feststellt, ist die Verfas-
sungsgeschichte der Neuzeit zugleich eine Geschichte der 
Auseinandersetzung um den Vorrang des repräsentativen 
oder des plebiszitären Prinzips in der demokratischen 
Entwicklung47, wie dies besonders in der Verfassungsge-
schichte Frankreichs von den Tagen der Französischen Re-
volution an bis zur Gegenwart deutlich wird4*. Die 
Auseinandersetzungen zwischen dem repräsentativen und dem 
plebiszitären Element kulminierten immer wieder im Pro-
blem der Parlamentsauflösung; hiervon ist auch die deut-

Stare, Historische Aspekte des Kriseabegriffs, in: Jänicke (Hrsg.), Politi-
sche Systeakrises, 1973, S. 60. 
Vgl. H. Kreter, Artikel Parlasentarissas, in: HdSfl, Bd. 8, 1964, S. 212; I. 
Potersi, Die Raflösang des Pariaseats, 1967, S. 147. 
I. fnenieJ, Plebissitäre kospoaeite, 1958, S. 6 ff. 
I. Fneikel, a.a.O., S. 35. 
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sehe Verfassungsgeschichte beeinfluBt worden49, so daB 
die Entwicklung des Parlamentsauflösungsrechts letztlich 
auch eine Geschichte des représentâtiv/plebiszitären 
Kampfes istso. Zwar muB bezweifelt werden, daB sich - wie 
Fraenkel meint91 - die Diskussion um das Auflösungsrecht 
(der Exekutive) seit über eineinhalb Jahrhunderten nur in 
einer Wiederholung und Komment ierung der von Fox93 und 
Cazalès93 entwickelten Gedanken erschöpft; sicherlich ist 
aber die alte Befürchtung, daB souveräner Interpret des 
Volkswillens derjenige sei, der über das Auflösungsrecht 
verfüge, nicht nur den Schöpfern der französischen Ver-
fassung von 1848, sondern auch noch ein Jahrhundert spä-
ter den verfassungsgebenden Gremien im Bewufitsein gewe-
sen. 

Nach dieser Verfassung von 1848 führte jeder Versuch 

Vgl. !. Fraenkel, a.a.O., S. 35, der die Arguente der Befürnorter und Gegner 
eines Auflösungsrechts der Exekutive prägnant darstellt. 
Die entscheidende verfassungstheoretisebe Auseinandersetzung οι das Verhältnis 
repräsentativer und plebiszitärer Sleiente ia neuzeitlichen Verfassungsstaat 
ist bereits zu Beginn der französischen Revolution festzustellen, nas vor dea 
Hintergrund der Utopien Jtousseaus und Sieyes ii Hinblick auf das Auflösungs-
recht nur folgendes bedeuten konnte, nie I. Fraenkel, a.a.O., S. 32, formu-
liert: "Eine Parlaaentsauflösung, deren Ziel es ist, de· Volk in eines Kon-
flikt znischen Exekutive und Legislative die Entscheidung zu übertragen, ist 
ein Unding, oeil das nicht-repräsentierte Volk keinen Dillen besitzt." 
1. Fraenkel, a.a.O., S. 37. 
Ciarles Fox hatte sich anläBlich der englischen Parlaaentskrise von 1784 unter 
der Regierung Georg III. gegen das königlich-prärogative Anflösungsrecht ge-
wandt: "is not this (d.h. das Auflösungsrecht, d. Verf.) separating the House 
of Coiions fro· its constituents, annihilating our importance, and avonedly 
errecting a lonarchy on the basis of an affected popularity, independent of 
and uncontrolable by parliament?", in: Richard Pares, King Georges III. and 
tke Politicians, London 1953, S. 134 Fn. 3. 
Cazalès, Abgeordneter der französischen Xationalversaaalung bat ia Hinblick 
aaf den Anspruch Georgs III. bei Konflikten ait der Parlaaeatsaehrheit "to re-
cur to the sense of his people (C. S. laden, The People and the Constitution, 
2. Aufl., Oxford 1956, S. 194) in seinen Reden 1790 und 1791 gefordert, in ei-
nes Konflikt Exekutive/Legislative solle das Volk als Schiedsrichter angerufen 
mrden: Die Parlaaentsanflösang sei allein geeignet, die Konkarrenz znischen 
Parlaaentsnillen und Volksnillen niederherzustellen; vgl. Reislob, Die Staats-
tkeorien der französischen Xationalversaaalung von 1789, Leipzig 1912, S. 276 
(n. 1. Doch die Hationalversaaalung, "erfüllt ait Erbitterung gegen die abso-
litistiscbe Vergangenheit, ging ... über d u Parlaaeatsaaflösuagsrecht aar Ta-
gesordnung über", so K. Loeoensteiu, Volk und Parlaaent nach der Staatstheorie 
der französischen Xationalversaaalung von 1789, München 1922, S. 241. 
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einer Parlamentsauflösung zur Amtsenthebung des Präsiden-
ten, zum Obergang der exekutiven Gewalt auf die National-
versammlung und zur Präsidentenanklage wegen Hochver-
rats94. Mögen auch die Folgen einer versuchten oder voll-
endeten Parlamentsauflösung heute weniger risikoreich 
sein, die Diskussion um die Stärkung oder Schwächung ple-
biszitärer Elemente dauert an, auch im Hinblick auf das 
Grundgesetz. Dabei sind die Verfassungen der deutschen 
Bundesländer erheblich plebiszitfreundlicher als das 
Grundgesetz selbst. Mit Ausnahme von Baden-Württemberg 
und Bremen haben alle Länderparlamente das Recht, sich 
nach eigenem Ermessen durch ParlamentsbeschluB selbst 
aufzulösen". Das plebiszitäre Element der Par 1 ament sauf -
lösung durch Volksentscheid bzw. Volksabstimmung, auch 
unter der Bezeichnung "Recall" bekannt, ist in vier Län-
derverfassungen enthalten96. Dieser Recall, d. h. die Ab-
berufung des Par laments9-7 und damit die Entscheidung von 
Regierungskrisen durch das Volk9", ist verfassungsge-
schichtlich im übrigen ein vertrautes Institut. 

Insgesamt ist jedoch festzuhalten, daB trotz der im 
Vergleich zum Grundgesetz zahlreichen (und unterschiedli-
chen) Auflösungsmöglichkeiten in den Länderverfassungen 
hiervon ausgesprochen selten Gebrauch gemacht worden ist. 

Vgl. Art. 68 Satz 3 der Verfassung voi 14. Novenber 1848, die in Satz 2 sehr 
nachdrücklich bestirnte: "Toute lesnre par laquelle le President de la Répu-
blique dissout 1'Assemblée nationale ... est un crine de haute trahison"; vgl. 
L. Duguit/H.Sonnier/S. Bonnard, les constitutions de la France, 7. Aufl., Pa-
ris 1952, S. 220. 
Vgl. ß. Höfling, Das Institut der Parlauentsauflösung in den deutschen Länder-
verfassungen, DÖV 1982, S. 889 ff.; I. Brandt, Institutionelle Vorkehrungen 
fir parlamentarische Krisensituationen in den Verfassungen der Bundesländer, 
JA 1982, S. 251 ff. <254 f.>; K. Zeh, Bundestagsauflösung über die Vertrau-
ensfrage, ZfParl 1983, S. 119 it.; tf. Abelein, Plebiszitäre Elenente in den 
Verfassungen der Bundesländer, ZfParl 1971, S. 187 f. 
Art. 53 VBR; Art. 18 VFB; Art. 29 VHG und Art. 109 VHP. 
Vgl. I. Fraenkel, Das aaerikanische Regierungssystei, 2. Aufl., 1962, S. 42 
und 191; ders., Plebiszitäre Koiponente, 1958, S. 19; ». I. Booklet, Volksbe-
gehren und Volksentscheid in Bayern, 1979, S. 299, 413, 417; I. Starke, 
a.a.O., S. 25 f. 
Vgl. tf. Abelein, a.a.O., S. 197. 
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Daher erscheint die herbe und vielzitierte Kritik von 
Leibholz, daB der Mangel an Auflösungsalternativen in 
Grundgesetz, insbesondere das Fehlen des Selbstauflö-
sungsrechts, einen "korrekturbedürftigen Defekt" dar-
stelle", nicht mehr überzeugend60. Eine andere Erklärung 
wäre der faktische Machtverlust der Länderparlamente. 

E. Verfassung·- oder Bedeutung»·andel 

Bei der Untersuchung der historischen Entwicklung der 
Auf lösungsrege1ungen und der Auflösungspraxis wird ent-
scheidend sein, welchen grundlegenden Bedeutungswandel 
das Institut der Parlamentsauflösung erfahren hat. Dabei 
ist die Zurückdrängung dieses Instituts anscheinend der 
vorläufige Endpunkt nach geltendem Verfassungsrecht. Wie 
aber schon die historische Darstellung deutlich macht, 
nämlich in welchem Mafie auch ein einzelnes staatsrechtli-
ches Institut in einer bestimmten "Verfassungszeit" steht 
bzw. welch wesentliche Faktoren Zeit und Geschichte für 
eine Verfassung und ihre Einzelbestimmungen sein kön-
nen61, so scheint sich heute ein Verfassungswande1 im An-
schlufi an die Auflösungsentscheidung von 1983 anzudeu-
ten62. 

Schon 1950 hatten weitblickende Kritiker auf die 
Frage, wie sich unter der Bestimmung unter anderem des 
Art. 68 GG die politische Praxis abspielen dürfte, vermu-
tet, "dafi vieles sich anders entwickeln dürfte, als die 
Verfassungsgeber vorauszusehen glaubten"63. Dies ist in 

G. leibholz, Struktarprobleae der aodernen Demokratie, 3. Kofi., 1967, S. 105. 
Vgl. hierzu die Überlegungen der Inquête-Koaaission Verfassangsrefora des 
Deutschen Bundestages, in: SchluBbericht von 2.12.1976, Beratungen and lapfeh-
lungen zur Verfassangsrefora (I), BTDrucks. 8/5924. 
».-». Schenke, Verfassung und Zeit - Von der "entxeiteten" zar zeitgeprägte· 
Verfassung, in: IköR 103 (1978), S. 566 ff.; P. Haberle, Zeit und Verfassung, 
ia: Zeitschrift für Politik, 21 (1974), S. 111 ff. 
B. Zeidler versendet dea Ausdruck "Bedeatangsnaadel" in seiaea Soadervotaa, 
BVeriM 62, 64 ff. <67 f.>. 
f . Glue, Kritische Beaerkuagea, a.a.O., S. 61. 
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der Tat geschehen. Die Erwartungsstrukturen des Par1allen-
tar i sehen Rates wurden, Mas das Parteiensystem betrifft, 
bereits in den fünfziger Jahren obsolet. In der bundesre-
publikanischen Parteienwirklichkeit von einer fast angel-
sächsischen Prägung, in der die Öffentlichkeit die Bun-
destagswahlen überwiegend als "Kanzlerwählen" beurteilt, 
ohne daB dies von den Regelungen des Grundgesetzes getra-
gen würde, wäre es denkbar, die Bundestagsauflösung zu 
erleichtern und die Verfassung entsprechend den veränder-
ten Strukturen auszulegen und sie sozusagen im Sinne ei-
ner "living constitution" anzupassen: 

Nach heutigem Verständnis ist die Parlamentsauflösung 
nach Art. 68 GG - die nach Art. 63 GG weniger - in ein 
System der checks and balances eingefaBt. Das Grundgesetz 
gibt "keinem Bundesorgan das generelle Auflösungs-
recht"6**, vielmehr sind es drei verschiedene oberste 
Verfassungsorgane - Bundeskanzler, Bundestag, Bundesprä-
sident -, die "aufgrund jeweils eigenständiger Beurtei-
lung" mitentscheiden69. Hierauf stellt auch das 
Bundesverfassungsgericht in seiner Auflösungsentscheidung 
mehrfach ab, wenn es darauf hinweist, daB "drei oberste 
Verfassungsorgane ... in einem gestuften Verfahren je-
weils selbständige politische Beurteilungen" zu fällen 
haben66, und in diesem Zusammenhang die "politischen Lei-
tentscheidungen" der obersten Verfassungsorgane6-7 hervor-
hebt. DaB dies der entscheidende Unterschied zur gesamten 
vorhergehenden Verfassungsentwicklung ist, daB es heute 
verfassungsrechtlich keinen "Alleinauflöser" mehr gibt, 
wird zu zeigen sein. 

Es muB allerdings bezweifelt werden, ob der Parlamen-

ti. Kœllreutter, Deutsches Staatsrecht, 1953, S. 184. 
Vgl. BVerfCI 62, 1 ff. <40>. 
B¥erißl, a.a.O. <35>. 
BVerfSI, a.a.O. <51>; dezidiert dagegen: Tioeu Hinein aad Jotcbi» Jeut 
Mesβ», Das legieraagssyste· der Bmdesrepablik Deatscklaad, 6. Kail. 1988, S. 
307, die »oa eiaet klare· "Selbstaaflösuagsreckt" spreckea. 
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tarische Rat in erster Linie bewuBt viele Kontrol1 Instan-
zen bei der Auflösung beteiligen wollte. Vielmehr ist 
denkbar, daB es ihm vor allem um die tatsächliche Bewäl-
tigung der Regierungsicrise anhand einer präzise definier-
ten Auflösungssitation ging: Der Verfassungsgeber hat we-
niger versucht, einen "Alleingang" zu verhindern, als 
vielmehr die Auflösung an eine klar beschriebene Auflö-
sungslage zu binden. Tritt diese Situation - die sog. 
Kanzlerkrise - ein, so kann der Bundespräsident auflösen; 
dieses Erfordernis der Krisengebundenheit der Auflösung 
ist eindeutiges Ergebnis einer historischen Interpreta-
tion. Die Staatspraxis zeigt aber auch, daB bei einer 
entsprechenden Obereinstimmung der betreffenden obersten 
Verfassungsorgane der Versuch der Auflösung auch ohne 
Krisenlage denkbar ist: Stünde gegenüber einer solchen 
"konzertierten Auflösung" kein prozeBrechtliches Instru-
mentarium im Sinne eines geeigneten Verfassungsgericht!i-
chen Verfahrens zur Verfügung (vgl. hierzu Teil III), so 
wäre ein neuer, vom Parlamentarischen Rat nicht vorgese-
hener Auflösungsmodus möglich. 

Wenn auch - wie einleitend bemerkt - Parlamentsauflö-
sungen seltene und seltsame Vorgänge sind, so muB es doch 
als wahrscheinlich angesehen werden, daB es zu einer 
nächsten Auflösung kommt. Daher erscheint es sinnvoll, 
sowohl in der Nachlese als auch für die Zukunft Probleme 
aufzuarbeiten, die sich erneut stellen werden. Diese Ar-
beit wird sicherlich die nächste Auflösung nicht verhin-
dern. Letztlich wird offenbleiben müssen, ob Bismarcks 
eingangs zitierte groBzügige Aufforderung zum Auflösen 
berechtigt ist oder ob die entgegengesetzte Harnung des 
britischen Premiers Asquith 1913 angesichts einer von Kö-
nig Edwards VII. erwogenen Auflösung zutrifft: 

"This is a constitutional catastrophe which it is the duty of 
every wise statesman to do the utmost in his power to avert."ββ 

Life of Herbert Henry Asquith, lord Oxford tad taqiitk, Bd. II, 1932, S. 30 
f.; «neh ait. in: I. Jennings, Cabinet Government, Cubridge 1951, S. 379 
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"Dennoch kann die Entstehungsgeschichte 
einer solchen Ion nicht ... unberück-
sichtigt bleiben ..." 
(BVerfGI 62, 1 <45>; 1, 117 <127>) 

Zweiter Te i l : Die historische Entwicklung der Auflö-
sungsregelungen und die Auflösungspraxis 
voa Frühkonstitutionalisau* bis zur Ent-
stehung des Grundgesetzes 

A. Einfahrung 

I . Altständische und frühkonstitutionelle Verfassungen 

Als e in wesentl iches Kriterium postständischer Ver fas-
sungen nennt Vierhaus "ver fassungsrecht l ich verankerte 
Mitwirkungsrechte" der neuen Landstände1, d i e "ohne Ver-
fassungsbruch nicht mehr miBachtet werden" könnten. "Die 
Regierungen waren v e r p f l i c h t e t , s i e zusammenzurufen bzw. 
nach e iner Auflösung oder nach Auslaufen ihrer Periode 
Neuwahlen auszuschreiben"2 . Im Gegensatz dazu gab es im 
altständischen, absolut ist ischen System für den Monarchen 
nach e iner Auflösung oder SchlieBung der Landtage keinen 
Zwang, s i e wieder einzuberufen, es se i denn, daB d ie 
Haushaltslage ihn nö t i g t e , d i e Stände um neue Finanzquel-
len zu b i t t en . Sind in v i e l en Bereichen der deutschen 
Verfassungsgeschichte d ie Übergänge von altständischen zu 
landständischen Verfassungen f l i eßend , so i s t gerade d i e 
Verknüpfung des Auflösungsrechts des Monarchen mit der 
ob l igator ischen Wiederversammlung der Stände im Hege von 
Neuwahlen e in markantes Indiz für e ine Fortentwicklung 
vom absolut ist ischen zum konst i tu t ione l l en System. An den 
f rühkonst i tut ione l len Verfassungen Württembergs, Badens 
und Bayerns wird im folgenden exemplarisch d i e Diskussion 
um das Auflösungsrecht au fgeze i g t . Eine vo l l s tänd ige Dar-
s te l lung a l l e r EinzelVerfassungen des 19. Jahrhunderts 

Ii Sinne des Xrt. 13 der Deutschen Bandesakte von 1815. 
Redoli Viértaos, Von der titständischen sur Repräsentativverfassung, in: tul 
BMI (Hrsg.), Der sederne Pariasestarissus nnd seine Grundlagen in der ständi-
schen Repräsentation, 1977, S. 193. 
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ist nicht sinnvoll, da sich zum einen die Regelungen 
nicht wesentlich voneinander unterscheiden und zum ande-
ren das Typische besonders an den drei ausgewählten früh-
konstitutionellen Verfassungen sowie - der Bedeutung ent-
sprechend in einem eigenen Kapitel - an der Preußischen 
Verfassung von 1850 erörtert werden kann. 

II. Vertagung - SchlieBung - Auflösung 

An der Verfassung des Kaiserreichs wird exemplarisch 
der Unterschied zwischen Vertagung, SchlieBung und Auflö-
sung deutlich, eine Unterscheidung, die im wesentlichen 
auch für alle anderen konstitutionellen Verfassungen des 
19. Jahrhunderts - die einen Landesherren und einen Land-
tag kannten - galt3. 

Die Artikel zur Vertagung, SchlieBung und Auflösung 
hatten ihren Ursprung in der preuBischen Verfassung von 
1850, die in Art. 51 und 52* die gleiche Materie mit fast 
demselben Wortlaut regelte, ohne daB allerdings der 
preußische König bei der Auflösung an die Mitwirkung ei-
nes anderen Verfassungsorgans gebunden war. Die angespro-
chenen Artikel der preuBischen Verfassung gingen ih-

3 Vgl. hieran Heyer-tnscbütz, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, 1919, 7. 
tufi., S. 358. Die entsprechenden Artikel der KRV lautes: 

Art. 12 
Des Kaiser steht es za, den Bundesrath und den Reichstag zn berufen, zu er-
öffnen, zu vertagen and zn schließen. 

Art. 24 
Die Legislaturperiode des Reichstages dauert drei Jahre. Zur Auflösung des 
Reichstages nährend derselbe· ist ein BeschluB des Bundesrathes unter Zu-
stiaiung des Kaisers erforderlich. 

Art. 25 
Is Falle der Ruflösung des Reichstages süssen innerhalb eines Zeitrauaes von 
60 Tagen oach derselben die Hühler and innerhalb eines Zeitraues von 90 Tagen 
nach der Auflösung der Reichstag versaaselt «erden. 

Art. 26 
Ohne Zustiuug des Reichstages darf die Vertagug desselben die Frist von 30 
Tages nicht übersteigen und nährend derselben Session nicht niederholt nerdei. 

4 In: (fiber, Dokaaeite, Bd. 1, S. 506 
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rerseits über die oktroyierte Verfassung von 1848 auf die 
Art. 71 und 72 der belgischen Verfassung von 1831 zu-
rück9. Deren Wurzeln lassen sich für den Bereich der kö-
niglichen Prärogativen - Teil derer auch das Auflösungs-
recht ist - bis zu den französischen Charten von 1830 und 
1814 zurückverfolgen. Die das Gewaltenteilungsprinzip un-
eingeschränkt realisierenden Verfassungen, wie die ameri-
kanische von 1787 oder die französische von 1791, kannten 
konsequenterweise kein Auflösungsrecht. Die Ursprünge 
sind insofern eher im englischen Verfassungsrecht zu su-
chen, soweit nicht - wie noch aufzuzeigen sein wird - das 
Parlamentsauflösungsrecht Ergebnis einer von den altstän-
dischen Verfassungen herstammenden genuinen deutschen 
Entwicklung ist. 

Zweierlei wird dabei deutlich: 1. Die Beibehaltung der 
Vertagung und SchlieBung als typisches konstitutionelles 
Verfassungselement stellt die kaiserliche Reichsverfas-
sung zumindest in diesen Punkten in die Kontinuität der 
konstitutionellen Verfassungen. 2. Die Auflösung wird an 
eine föderalistische Komponente gebunden, den Bundesrat, 
was aber in der Praxis keine Beeinträchtigung des exeku-
tiven Auflösungsrechts bewirkte. Das dem Konstitutiona-
lismus verhaftete "systemtypische Mittel" der "Auflösung 
renitenter Kammern" blieb erhalten6. 

Die Unterscheidung der drei "parlamentsunfreundlichen 
Akte" Vertagung, SchlieBung und Auflösung ergab sich aus 

Die Bestiiiungen lantén: 
Art. 71 

le roi a le droit de dissoudre le* Cbaabrea, «oit aiaultanèaeat, aoit sé-
piréuent. L'acte de dissolntioa contient convocation dea électeurs dans les 
quarante jours et des Cbaabres dans les denx sois. 

Ilrt. 72 
Le roi peat ajourner les Cbaabres. Toutefois l'ajourneaeat ne peat exéceder le 
terne d'ua sois être renouvelé d u s la nêne session s u s l'usentiaent des 
Cbaabres. 
la: 6. Frau (Hrsg.); Staatsverfassung··, 3. lafl. 1975, S. 79 
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den Sitzungssequenzen des Reichstags. Die Legislaturpe-
riode7 wurde in Sessionen" eingeteilt, diese wiederum in 
Tagungen. Vertagung bedeutete Aussetzung der Verhandlun-
gen innerhalb der fortdauernden Session. Die Vertagung 
stand allein dem Kaiser zu. Sie durfte 30 Tage nicht 
überschreiten, es sei denn, daB der Reichstag einer län-
geren Periode zustimmte, und nur einmal innerhalb einer 
Session erfolgen. Im Gegensatz zur Beendigung der Session 
(SchlieBung) bzw. der Legislaturperiode (Auflösung) un-
terbrach die Vertagung nicht die Kontinuität des Reichs-
tages. Oie SchlieBung (ebenso wie die Auflösung) schob 
die Gesetzgebungsarbeit des Reichstags nicht auf, sondern 
beendete sie. Das bedeutet: SchloB der Kaiser den Reichs-
tag im Laufe eines Gesetzgebungsverfahrens, muBte das ge-
samte Gesetzgebungsverfahren in der nächsten Session 
vollständig wiederholt werden. Eine verfassungsrechtliche 
Einschränkung des SehlieBungsrechts existierte nicht. In 
politischer Hinsicht muBte jedoch bei der Ausübung des 
SehlieBungsrechts die Notwendigkeit beachtet werden, das 
Haushaltsgesetz zu erlassen9. Das Ende des Vertagungs-
und SehlieBungsrechts im deutschen Verfassungsrecht wurde 
erst in den Verhandlungen zur Weimarer Verfassung disku-
tiert und schliefilich definitiv herbeigeführt, indem das 
Parlament für sich ein Selbstversammlungerecht in An-
spruch nahm10. 

Das weitestgehende Repressionsinstrument der Exekutive 
stellte die Auflösungsbefugnis dar11. Die Auflösung been-

Vfl. H. BoJdt, Deutscher Konstitutionalisaus aa4 Bisaarckreich, in: tf. Starter 
(Hrsg.), Das kaiserliche Deutschland, 1970, S. 123. 
Bis 1888 drei Jahre, danach fünf Jahre. 
Bis 1898 vier bis fünf pro Legislaturperiode, 1898 bis 1919 erfolgte eine Oa-
terteilong der Legislaturperiode io ζ Rei Sessionen. 
Ober die verfassungsrechtliches Nurzela der begrifflichen and rechtlichen Va-
teracheidung vgl. ». Kiescbke, Die Vertagung, SchlieBung und luflösuag des 
deutscheu Reichstags, 1907; za (ieschke allerdings laband, Bd. 1, S. 81 skep-
tisch: "Inthält viel Unrichtiges." 
Vgl. nur Intstehungsgeschichte des ftrt. 25 in RRV unten S. 260 ff. 
Is erscheint durchaus sulissig, auch in laiserreich von eine· exekutiven taf-
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digte vorzeitig die Legislaturperiode; der Reichstag war 
dann nicht mehr in der Lage, Handlungen mit Rechtswirkung 
durchzuführen. Bereits eingebrachte, aber noch nicht ab-
geschlossene Gesetzesvorhaben konnten in der betreffenden 
Legislaturperiode nicht mehr verwirklicht werden. Wie bei 
der Schließung endete die Kontinuität des Reichstags12. 
Anders als bei der SchlieBung wurde aber ein neuer 
Reichstag gewählt. Dies war der wesentliche Unterschied 
zur SchlieBung, denn der neugewählte Reichstag barg die 
Möglichkeit zu neuen Mehrheiten in sich. War die 
SchlieBung - mit Einschränkung auch die Vertagung - das 
Instrument, einen bestehenden Reichstag seiner po-
litischen Macht zu berauben, so war die Auflösung ein 
Mittel, die Politik der Regierung durchzusetzen. Der Wäh-
ler erhielt die Möglichkeit, sich für die Regierung und 
die sie stützenden Parteien oder für die alte opponie-
rende Reichstagsmehrheit zu entscheiden. Daneben bestand 
das Risiko gänzlich neuer Mehrheiten. In der Auflösung 
Naren im Gegensatz zu den reinen Repressionsinstrumenten 
Vertagung und SchlieBung zwei Komponenten angelegt: die 
Repression einerseits und ein konfliktregulierender Me-
chanismus andererseits. 

lösungsrecht zu sprechen, oboohl nach de· Verfassungsrecht der auch ait légis-
latives Aufgaben betraute Bundesrat an der kuflösuog beteiligt Rar; sa stark 
aar die Ioteresseaparallelität der Vertreter der Länderexekutive ia Bnndesrat, 
der preuBisch-deutschen Regierung und des Kaisers, als daB nan an eine· exeku-
tiven Auflösungsrecht hätte zneifeln können, s. hierzu unten zur Funktion des 
Bandesrats, S. 215 ff., 248 ff. 
Vgl. Heber, Verfassungsgeschichte, Bd. 3, S. 882 f. 
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Β. Die Parlaaentsauf lösung i· Frühkonstitutional inni 

I. Die Parlasentsauflösung i· Königreich Württemberg 

Nach neun Jahren absolutistischer Herrschaftsweise ok-
troyierte König Friedrich am 15. Oktober 1815 dem gesamt-
württembergischen Landtag eine Verfassung. Das Ziel 
Friedrichs war, durch den ErlaB einer Verfassung die 
Integration der alt- und neuwürttembergischen Gebiete zu 
forcieren. Als der altständisch zusammengesetzte Landtag 
die oktroyierte Verfassung ablehnte1, sah sich der König 
gezwungen, den Landtag als zweiten "pouvoir constituant" 
anzuerkennen. Im nachabsolutistischen Deutschland war 
dies ein Fall, an dem in Ansätzen die ersten deutlichen 
Merkmale des Konstitutionalismus und des Verfassungsver-
trags zu erkennen waren. 

1. Die Entstehung des S 186 der württesbergischen 
Verfassungsurkunde 

Aus den zwischen König und Landtag zum Teil heftig ge-
führten Auseinandersetzungen um eine neue Verfassung ent-
stand die württembergische Verfassung vom 25. September 
1819, in der sich altständische und moderne repräsenta-
tive Elemente mischten. Da es sich bei der württembergi-
schen Verfassung eindeutig um eine vereinbarte Verfassung 
handelte2 und da deshalb Verfassungsvorschläge und -ent-
würfe sowohl von dem zum monarchischen Prinzip neigenden 
König als auch von der zum Teil altständisch, zum Teil 
repräsentativ orientierten Ständeversammlung vorliegen, 
bietet die Untersuchung zur Entstehung der württembergi-
schen Verfassung die Möglichkeit, die Vorstellungen 
sowohl des Honarchen als auch der Vertretungskörperschaft 
bezüglich der Parlamentsauflösung darzustellen. Sie be-
ziehen sich auf zwei Aspekte: 

1 Vgl. Huber, a.a.O., Bd. 1, S. 332. 
2 Theodor Sekieder, Voa (Matschen Band xaa Deatscben Reick, in: 6ebkardt, Haad-

back der deatsekea Geschichte, dtv, Bd. 15, 3. »afl. 1978, S. 15. 
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1. Bestehen Unterschiede zwischen beiden Auffassungen 
hinsichtlich des Auflösungsrechts? Wenn ja, wo lie-
gen die Unterschiede? 

2. Welche Vorstellung setzte sich in der Verfassung 
von 1819 durch? 

In der Verfassungsdiskussion der Jahre 1815 bis 1819 
über den späteren § 186 Verfassungsurkunde (VU) bildete 
nicht das Auflösungsrecht als solches den Gegenstand der 
Auseinandersetzung. Vielmehr stand das Problem der stän-
dischen Repräsentation in der Zeit zwischen der 
Schließung bzw. Auflösung und der Wiedereinberufung der 
Ständeversammlung im Zentrum der Diskussion sowie ferner 
ein mögliches Selbstversammlungsrecht für den Fall, daB 
der König es versäumte oder bewufit unterließ, die Ver-
sammlung einzuberufen3. Das Auflösungsrecht war dagegen 
ein unbestrittenes Recht des Königs. 

Die oktroyierte Verfassung von 1815: Der Kampf um die 
Verfassung von Württemberg wurde durch den Verfassungs-
oktroi 1815 eröffnet. In dieser Verfassung überwogen noch 
die altständischen Elemente. Sie kannte weder das Reprä-
sent at ivprinziρ noch die Periodizität, die für konstitu-
tionelle Verfassungen typisch sind. In § 38 wurde das 
Auflösungsrecht normiert: 

§ 38 
Wenn der König die zusanmenberufenen Stände entläfit, oder die 

Landesversanrilung vertagt, oder dieselbe auch ganz auflöst, so 
hat keine weitere Sitzung oder gemeinschaftliche Berathung statt, 
und jedes längere Zusamnensein ist unerlaubt. 

Im Falle der gänzlichen Auflösung wird eine neue Repräsen-
tantenwahl in allen guten Ständen und Oberamtsbezirken angeordnet 

Vgl. hierin C. V. Fricker, Die Verfassungs-Urkunde für das Königreich Rürttei-
berg, 186S, S. CXXXIII, dort Debattenbeitrag des Hinisters von Nangenhei· von 
2 0 . Mai 1817. 
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m l eine neue Stände-Versäum 1 ung vor dem 1. Februar des nächst-
folgenden Jahres einberufen4. 

Be r e i t s aus d i ese r Vo r schr i f t geht hervor , das d i e 

Auflösung e ine andere r e ch t l i che Qual i tä t a l s d i e 

Schließung oder d i e Vertagung besaB, was darin deut l i ch 

wird, daß e ine neue Versammlung gewählt und auch e inberu-

fen werden muBte. 

Der ständische Verfassungsentwurf von 1816: Der ok-

t r o y i e r t e n Verfassung, d i e von der Ständeversammlung ab-

gelehnt worden war9 , s e t z t e d i ese einen eigenen Ver fas -

sungsentwurf entgegen. Unter der Rubrik "Beendigung der 

Versammlung" wurde das Auflösungsrecht g e r e g e l t : 

§ 45 

•er König wird eine Landesversamnlung nicht anders vertagen, 
oder auch ganz auflösen, als bis sie ihre Geschäfte entweder 
beendigt oder deren Vorbereitung oder definit ive Erledigung einem 
Ausschuß übertragen hat. 

Findet der König außerdem dringende Gründe zur Auflösung e i -
ner Versammlung, so bleibt dieselbe doch mit ihrem Ausschusse und 
ihren Ocnmissionen so lange in Function, bis die neue Versammlung 
gewählt und in Wirksamkeit getreten ist6 . 

Dem König wurde nur in bestimmten Ausnahmesituationen 
das Auf lösungs ins t i tu t zur Verfügung g e s t e l l t . Die Regel 
s o l l t e se in , dafi d i e Versammlung, wenn s i e ihren v e r f a s -
sungsmäBigen Aufgaben nachkam, grundsätz l i ch nicht aufge-
l ös t werden konnte. Die mit "d r ing l i chen Gründen" um-
schriebene AuBerordent1ichkeit a l s Voraussetzung zur Auf-
lösung s o l l t e e in Schutz vor w i l l k ü r l i c h e r monarchischer 
Auflösung s e in . Verstärkt wurde d i ese r durch d i e Forde-
rung nach Ausschüssen, d i e in der Z e i t zwischen zwei 
Landtagen - se i es , das er v e r t ag t war, se i es , daB er 
au fge lös t war, d. h. in se iner r ech t l i chen Existenz zu 

4 Zit. nach Fricker, a.a.O., S. 10. 
5 Zur Auseinandersetzung vi die nürtteabergische Verfasaung vgl. Fricker, 

a.a.O., S. I f. 
6 Zit. nach Fricker, a.a.O., S. 49. 
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bestehen aufgehört hatte - d i e Exekutive kont ro l l i e r en 
konnte. Der S t r e i t um den AusschuB, der vom König s t r i k t 
abgelehnt wurde, b i l d e t e einen Kernpunkt der weiteren 
Verfassungsause inandersetzung. 

Damit wich der ständische Entwurf in zwei wesentlichen 
Punkten von der oktroy ier ten Verfassung ab: 1 . in der 
AuBerordent1ichkeit a l s Voraussetzung der Auflösung, 2. 
in der Forderung nach einem AusschuB, der zwischen zwei 
Landtagen d ie ständischen Interessen ver t re ten s o l l t e . 

Der königliche Verfassungsentwurf von 1817: 1817 l e g t e 
König Wilhelm einen neuen Entwurf vor . Zum Auflösungs-
recht hieB es dor t : 

§ 303 

Wenn der Kenig die Stände-Versammlung vertagt oder entläßt, 
so hat keine weitere Sitzung oder gemeinschaftliche Berathung 
statt. Ist mit der Entlassung zugleich eine auBerordentliehe Auf-
lösung der ersten Kammer verbunden, so wird eine neue Depu-
t i rtenwahl dergestalt angeordnet, daB der Bestimnung des § 251 
dieses Capitels, wcnach ordentlicherweise Einmal in einem Jahre 
der Landtag zusammenberufen wird, Genüge geschehe. 

§ 304 

Die erste Kammer der Stände-Versammlung muB nach sechs Jahren 
ihrer Dauer, wenn sie nicht vom Künig früher aufgelöst wird, ganz 
erneuert werden. Die Austretenden können jedoch, sowohl in diesem 
Falle, als auch wenn die erste Kammer auBerordent 1 icherweise 
durch den Känig aufgelöst wird, gleichbald wieder gewählt werden, 
wenn sie nicht der hierzu erforderlichen Fähigkeiten auf irgend-
eine Weise verlustig geworden sind.*7 

In der P e r i o d i z i t ä t des Landtags und dem damit verbun-
denen Zwang zur Einberufung und in der Anerkennung der 
Auflösung a ls auBerordent1 iches Instrument waren sich Kö-
nig und Stände e i n i g . Der S t r e i t konzentr ier te s ich wie-
der auf den Ständigen AusschuB, der von den Ständen 
ebenso vehement ge fo rder t wie er vom König abgelehnt 
Nurde. Das in § 301 Satz 1 des königl ichen Entwurfs aus-
gesprochene Verbot we i terer AusschuBsitzungen d iente nur 

Zit. nach fricker, i.t.O., S. 130 f. 
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dem Zweck, die Wahl eines zwischen den Landtagen existie-
renden permanenten Ausschusses zu verhindern und deckt 
sich voll mit dem § 38 der oktroyierten Verfassung. 

Trotz der Tagungen einer gemeinsam eingesetzten Kom-
mission gerieten die Verfassungsverhandlungen in eine 
Sackgasse. Da sich König Wilhelm mit der von ihm einberu-
fenen Ständeversammlung nicht einigen konnte, griff er 
1817 zum Mittel der Ständeauflösung0. 

Die SS 186 und 192 der wûrtteabergischen Verfassung 
von 1819: Nachdem die politische Situation sich in Würt-
temberg zugunsten des Königs entwickelt hatte, griff er 
im Jahre 1819 die Verfassungspläne wieder auf und berief 
erneut einen Landtag ein. Der König gab seinen Widerstand 
gegen den permanenten AusschuB auf; bereits in einem Be-
richt einer gemeinschaftlichen Kommission, die sich aus 
exekutiven und ständischen Mitgliedern zusammensetzte, 
war ein Einverständnis über den permanenten AusschuB er-
reicht worden. In der Beratung der Ständeversammlung über 
die "Verfassungs-Opposition" der Kommission wurden die 
auflösungsrelevanten Paragraphen "sogleich genehmigt"9. 
8 Siehe unten S. 36 f. zur Ruflösungspraxis in Hiirtteiberg. 
® Die Bestinnungen lauten: 

§ 186 

Der lönig eröffnet und entläBt die Stände-Versainlung entweder in eigener 
Person oder durch einen dazu bevollmächtigten Minister. 

Den König steht auch das Recht zu, die Versaulung zu vertagen oder ganz 
aufzulösen. 

Ια Falle der Auflösung nird spätestens hinnen sechs Monaten eine nene 
Versaulung einberufen urdes; es ist hiezu eine neue Habl der Abgeordneten 
nöthig, bei Reicher jedoch die vorherigen Mitglieder nieder genählt nerden 
können. 

§ 187 
Solange die Stände nicht versaaielt sind, besteht als Stellvertreter der-

selben, ein AusschuB für diejenigen Geschäfte, deren Besorgung von eine· laid-
tage zu· anderen zur ununterbrochenen Hirksankeit der Repräsentation des Lan-
des nothuendig ist. 

§ 192 
Die Verrichtungen des Ausschusses hören lit der Iröffnung eine· neuen 

Landtages auf und nerden nach einer bloBen Vertageng desselben oder nach Been-
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In dem Streit um den permanenten AusschuB hatte sich also 
die Ständeversammlung behauptet. 

2. Verfassungsrechtliche Aspekte der Parlaeentsauflö-
sung is Königreich Württemberg1° 

a) Das Monarchische Auflösungsrecht 

Wie andere Verfassungen des Konstitutionalismus, be-
ruhte auch die Verfassung Württembergs auf dem monarchi-
schen Prinzip 1 1. 

Ausdrücklich bestimmte § 4 der württembergischen 
Verfassungsurkunde: "Der König ist das Haupt des Staates, 
vereinigt in sich alle Rechte der Staatsgewalt." Einge-
schränkt war die Macht des Monarchen nur durch die Normen 
der Verfassung12. Von dieser Prämisse ausgehend, stand 
selbstverständlich dem Monarchen das Auflösungsrecht zu. 
Darüber herrschte in der zeitgenössischen staats-
rechtliche Literatur Übereinstimmung. Göz schreibt dazu 
in lakonischer Kürze: "Die Auflösung der Ständeversamm-
lung steht dem König unbeschränkt zu." 1 3. Was für Würt-

digung einer außerordentlichen Stande-Versaiilung nieder fortgesetzt. 
Bei der Auflösung eines jeden Landtages und bei der Entlassung eines 

aufierordentlichen iuB ein neuer AusschuB gewählt Herden, wobei die vorherigen 
Hitglieder nieder nählbar sind. Zu dieser Rahl wird den Ständen jedesial, auch 
bei einer Kuflösung der Versawlung, die erforderliche Sitzung noch gestattet. 

Sollten außerordentliche Uastände es ihnen unmöglich tachen, diese Sit-
zung noch zu halten, so haben die bisherigen Mitglieder oder deren Stellver-
treter (§ 190), soferne sie zugleich Ständeaitglieder sind, die Verrichtungen 
des AusschuBkollegiuas nieder zu übernehmen. 
Vgl. hierzu Uri Göz, Das Staatsrecht des Königreichs Riirtteiberg, 1908; Ro-
bert v. Hohl, Enzyklopädie, 2. Aufl. 1859; ders., Staatsrecht, Bd. 1, 2. Aufl. 
1840; Karl Viitor Siecke, Verfassung, Vernaltung und Staatshaushalt des König-
reichs Riirtteiberg, 1892. 
"Rürttenberg ist ein * ο η a r c h i s c h regirter Staat. Das ausschließ-
liche Aecht, die Verfolgung des Staatszneckes zu leiten und dazn die gesaite 
Staatsgewalt ... zu vernenden, steht also liner Person zu, ... Ihr Rille ist 
der höchste ia Staatsgebiete." Hohl, Staatsrecht, S. 185. 
Ibenfalls § 4 "Der König habe die Staatsgenalt nach den durch die Verfassung 
bestirnten Grundsätzen auszuüben." 
Göi, a.a.O., S. 1, 3, 8; ebenso Ktrl Viktor Siecke, a.a.O., S. 91, nnd Hohl, 
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temberg galt, galt mutatis mutandis für alle anderen 
Staaten des Konstitutionalismus14. 

b) Zeitpunkt der Landtagsauflösung 

Herrschte zwar in der Literatur Einigkeit über die 
Auflösungskompetenz des Königs, so gingen doch die Mei-
nungen darüber auseinander, ob der Landtag auch aufgelöst 
werden dürfe, wenn er nicht versammelt war 1 3. Die herr-
schende Meinung vertrat die Ansicht, daB der König zu je-
dem beliebigen Zeitpunkt die Stände auflösen könne 1 6. Be-
gründet wurde dies mit der Analogie zu anderen konsti-
tutionellen Staaten und mit der systematischen und teleo-
logischen Interpretation des § 192. Die Auflösung eines 
nicht versammelten Landtages gehöre unter die "außeror-
dentlichen Umstände", die die Wahl eines neuen Ausschus-
ses "unmöglich machen" werde, und damit die Heiterexi-
stenz des bisherigen, nach § 192 bestimmten Ausschusses 
erlaube1*7. Wenn also die Weiterexistenz des Ausschusses 
geregelt war, muBte es auch einen Umstand geben - eben 
auch die Auflösung eines (noch) nicht versammelten Land-
tags -, auf den § 192 Abs. 3 anwendbar war. Die gegentei-
lige Meinung1* stützte sich ebenfalls auf § 192. Sie be-
rief sich insbesondere auf Abs. 2, der bei Auflösung und 
Entlassung dem Landtag das Recht der Wahl eines Ausschus-
ses zugestand. Dieser AusschuB konnte nur gewählt werden, 
wenn der Landtag versammelt war, folglich könne daher nur 
ein versammelter Landtag aufgelöst werden. 

Staatsrecht, S. 598. 
Vgl. unten für Baden S. 61, für Bayern S. 89, für Preußen S. 149 f. 
Zur vergleichbaren Problenatik ii Kaiserreich vgl. nnten S. 219 and ii der 
Heiiarer Republik S. 283 f. 
Co«, a.a.O., S. 138; auch Ko hl, Staatsrecbt, S. 606 f. tendierte zar herr-
schenden Meinung, insofern hat 6öi Unrecht, Denn er Kohl in die Reihen der 
Miaderaeinung einordnet; bei Hohl, Staatsrecbt, a.a.O., Oberblick über die 
kontenporäre Disknssion. 
Vgl. Hohl, Staatsrecht, a.a.O. 
Vor allen Pfixer, Steuervernilligang, S. 143. 
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c) Sinn der Auflösung 

Zum Sinn der Auflösung bemerkt von Mohl: 

"Höchst wünschenswerth wäre eine Anstalt, durch welche ein ernst-
liches Zerwürfnis zwischen Regierung und Volksvertretern und die 
daraus hervorgehende Stockung in den Staatsgeschäften mit Ein-
sicht und Unparteilichkeit geschlichtet werden könnte. Da nun 
aber höchstens in einem Staatenbunde für die halbsouveränen 
Gliederstaaten desselben, nicht aber auch für ganz unabhängige 
und vereinzelt stehende Staaten eine höhere Macht dieser Art auf-
zufinden ist: so bleiben für Einzelstaaten nur die Auflösung der 
Wahlkanmern und die Ernennung regierungsfreundlicher Mitglieder 
in widerspenstige Oberhäupter, oder aber die Eingreifung des par-
lamentarischen Systems. Diese Mittel sind aber theils unsicher, 
theils nicht immer anwendbar. - DaB die nach Auflösung einer 
Wahlkamner anzuordnenden Neuwahlen den üblen Zustand der Dinge 
aufrechterhalten und ihn sogar verschlinmem können, liegt auf 
der Hand und ist durch hundertfältige Erfahrung nachgewiesen. 
Dann sind aber auch Wiederholungen der Auflösung vcn sehr unge-
wissem Erfolge. Davon nicht zu reden, da£ eine Auflösung unter 
Unständen thatsächlich unmöglich sein kann, entweder wegen der 
Gefahr einer dadurch herbeigeführten allgemeinen Aufregung, oder 
weil die Mitwirkung einer Versammlung augenblicklich gar nicht 
entbehrt werden kann."19 

Eine Auflösung verschär f t e einen Kon f l ik t König contra 
Stände20 , da eine konf l ik tsch l ichtende Verfassungspotenz 
f e h l t e . Aus den Gefahren, d ie e ine Auflösung mit s ich 
bringen konnte, geht hervor, daS s i e kein A l l h e i l m i t t e l 
gegen eine systemisch angelegte Verfassungsdysfunktion 
d a r s t e l l t e , so daB eine Konf1iktlösung Stände contra Kö-
nig l e t z t l i c h e ine po l i t i s che Machtfrage war 2 1 . 

d) Schutz de · Landtags 

Uberraschenderweise f inde t sich in der L i te ra tur zur 
Württembergisehen Verfassung kein Hinweis auf d i e in der 
Verfassungsdiskussion um § 186 genannten "zwingenden 
Gründe", d ie Voraussetzung zu e iner (aufierordentliehen) 

Siehe Hohl, Enzyklopädie, 2. Kofi. 1859, S. 362. 
Z u r wer dies der Hauptauflösungsgrund, nie die Roflösungspraxis zeigt, «ber 
es gibt durchaus Auflösungen, die in beiderseitige· Einverständnis erfolgten, 
so z. B. die Auflösung von 1870 und die Auflösungen des "langen Landtags" 
1849, vgl. unten S. 44 ff., S. 52 f. 
Siehe unten S. 43 f. 
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Auflösung des Landtags sein sollten, d. h. daß es keine 
materielle Verfassungsinterpretation zum Schutz der 
Stände gab. Der Schutz der ständischen Interessen sollte 
durch vier Maßnahmen gewährleistet werden: 

(1) Im Zentrum stand dabei nach § 187 der permanente 
AusschuB. Er fungierte, solange die Stände nicht versam-
melt waren, als Stellvertreter für diejenigen Geschäfte, 
"deren Besorgung von einem Landtage zum anderen zur unun-
terbrochenen Wirksamkeit der Repräsentation des Landes 
nothwendig ist"22. Seine Aufgaben, die mit dem Begriff 
"Stellvertreter" übertrieben beschrieben wären, kon-
zentrierten sich zwischen zwei Landtagen im wesentlichen 
auf die Erhaltung der Verfassung durch "Vorstellungen, 
Verwahrungen und Beschwerden beim Statsministerium und 
durch Oberprüfung der von der Regierung erlassenen Verfü-
gungen auf Gesetz- und VerfassungsmäBigkeit"23. 

(2) Ausdrücklich war in § 192 geregelt, daB selbst 
bei einer Auflösung, die grundsätzlich die Existenz des 
Landtags beenden würde, eine Landtagesitzung zum Zwecke 
der AusschuBwahl durch die Verfassung gesichert war24. 

(3) Einen wesentlichen Schutz bildete der in § 186 
normierte Zwang zur Neuwahl und zur Hiedereinberufung der 
StändeverSammlung innerhalb eines sechsmonatigen Zeit-
raums29. Damit war der Landtag nur im Hege der wiederhol-
ten Anwendung der Auflösung auf Dauer auszuschalten. 

(4) V. Mohl führte schließlich noch einen weiteren 
Gesichtspunkt zum Schutz des Landtags an, der sich 
indirekt aus dem Budgetbewi11igungsrecht ergibt: 

6öi , a.a.O., S. 147. 

Göi, a.a.O., S. 149. 

Vgl. 6ö i , a.a.O., S . 138. 

Vgl. 60s, a.a.O., S. 136 und 138. 
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"Gegen Unterlassungen der Einberufung der ganzen Ver-
sammlung und gegen vorzeitige Auflösungen derselben 
schützt aber, außer der gesetzlichen Feststellung ei-
ner regelmäßigen Einberufungsfrist, die VerMilligung 
der Staatseinnahmen und Ausgaben auf eine nur mäßige 
Zeit, also eine MaaBregel, welche Überdies durch die 
Unmöglichkeit einer Voraussicht auf lange Zeit geboten 
ist."26 

Aus allen vier Punkten ergibt sich, daß zwar die Auf-
lösung keiner formellen oder materiellen rechtlichen Be-
schränkung unterworfen war, daß aber eine Reihe von Vor-
kehrungen zum Schutze ständischer Interessen Eingang in 
die Verfassung gefunden hatten. 

e) Rechtliche Folgen und Fora der Auflösung 

Die Auflösung erfolgte durch königliche Auflösungsver-
fügung, die im Regierungsblatt und Staatsanzeiger publi-
ziert wurde und nach § 51 der Gegenzeichnung durch das 
Ministerium bedurfte. 

Da sich in Württemberg der Landtag aus zwei Kammern 
zusammensetzte, stellt sich die Frage nach der Auswirkung 
der Auflösung für die erste Kammer, die aus erblichen 
oder auf Lebenszeit ernannten Mitgliedern bestand. Die 
Verfassung sah insofern vor, daß sich die Auflösung 
auf b e i d e Kammern erstreckte27. Unmöglich war es 
damit ebenfalls, daß die erste Kammer sich allein als 
Rechtssubjekt "Landtag" verstand und dementsprechend al-
lein für beide Kammern gehandelt hätte2*. Die rechtliche 
Folge der Auflösung war eine vollständige Beendigung der 
Funktion des Landtags, d.h. der Landtag hörte in seiner 
faktischen und rechtlichen Existenz auf, zu bestehen. Da-
mit erlosch notwendigerweise die Mitgliedschaft des ein-
zelnen Abgeordneten mit Ausnahme der Mitglieder im Stän-
digen Ausschuß. Ebenso wie bei der Schließung (Entlas-

se 
27 

2· 

(fohl, Enzyklopädie, S. 361 f. 
Vgl. 60s, a.a.O., S. 136 
V«l. Hohl, Staatsrecbt, S. 509. 
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sung) endet mit der Auflösung die Kontinuität des Land-
tags2®. 

3. Die Auflösungspraxis i· Königreich Württemberg3° 

a) Oberblick über die Landtagsauflösungen ia König-
reich Württemberg 

1. Oie Auflösung vom 2. Juli 1817, Anlaß: Auseinander-
setzungen zwischen Landtag und König um die Verfas-
sung. 

2. Die Auflösung des "vergeblichen Landtags" vom 22. 
März 1833, AnlaB: Auseinandersetzungen um die sechs 
Artikel der Juni-Ordonnanzen. 

3. Die Auflösung vom 22. Oktober 1838, AnlaB: Anglei-
chung der Wahlperiode an die Haushaltsperiode. 

4. Die Auflösung vom 28. März 1848, AnlaB: Liberales 
Märzministerium. \ 

5. Die Auflösung des "langen Landtags" vom 11. August 
1849, AnlaB: Einberufung einer verfassungsgebenden 
Landesversamm1ung. 

6. Die Auflösung der ersten verfassungsgebenden 
Landesversammlung vom 22. Dezember 1849. 

7. Die Auflösung der zweiten verfassungsgebenden 
Landesversammlung vom 3. Juli 1850. 

8. Die Auflösung der dritten verfassungsgebenden 
Landesversammlung vom 6. November 1850, AnlaS 

Zu· Unterschied zwischen Vertagung, SchlieBung, Auflösung vgl. oben S. 22 ff.; 
für Hürttenberg vgl. Got, a.a.O., S. 138, und Hobl, Staaterecht, S. S98. 
Siehe hierzu auch Baiter Grube. Der Stuttgarter landtag 1457 bis 1957, Statt-
gart 1957. 
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( ebenso f ü r d i e vo rgenannten F ä l l e 6 und 7 ) : d e u t -

sche F r a g e , wür t t embe rg i s che V e r f a s s u n g . 

9 . D i e L a n d t a g s a u f l ö s u n g vom 17. August 1855, An laS : 

Ab lösung de r Feudal l a s t e n . 

10. D i e L a n d t a g s a u f l ö s u n g vom 22. Oktober 1870, An la f i : 

Re i chsgründung. 

b) D i e Auflösung vom 2. Juli 1817 

Die A u f l ö s u n g von 1817 im Zusammenhang mit den 

Ause inanderse t zungen zw ischen Landtag und Kön ig Wi lhe lm 

(1816 b i s 1874) f ä l l t i n s o f e r n aus dem Rahmen, a l s s i e 

ohne g e s i c h e r t e v e r f a s s u n g s r e c h t l i c h e Grund lage e r f o l g t e . 

D i e o k t r o y i e r t e Ve r f a s sung von 1815 war vom Landtag abge -

l ehn t worden 3 1 ; e i n e neue V e r f a s s u n g war noch n i c h t in 

K r a f t g e t r e t e n . Der Landtag f o r d e r t e am 26. Oktober 1815 

vom Kön ig d i e Anerkennung d e r a l t e n landst t tnd ischen V e r -

f a s s u n g , d i e b i s 1805 G ü l t i g k e i t gehabt h a t t e . Der Kön ig 

machte am 13. Dezember das Z u g e s t ä n d n i s , d i e a l t e s t ä n d i -

sche V e r f a s s u n g f ü r A l t w ü r t t e m b e r g 3 2 in i h r e r " i n n e r e n 

G ü l t i g k e i t " w i e d e r zu a k z e p t i e r e n 3 3 . Das b e d e u t e t e , daB 

f ü r zwe i D r i t t e l des K ö n i g r e i c h s Württemberg k e i n e V e r -

f a ssung e x i s t i e r t e ; d i e v e r f a s s u n g s r e c h t l i c h e Lage war 

u n g e k l ä r t . Gerade d i e Ause inande r s e t zung um d i e S c h a f f u n g 

de r neuen Ve r f a s sung f ü h r t e zur A u f l ö s u n g . Der S t r e i t 

zw i schen Kön ig und Landtag g i n g e r s t e n s um das 

Zweikammersystem, das von den A l t w ü r t t e m b e r g e r n abge l ehn t 

wurde, d i e das " g u t e a l t e Rech t " 3 " * , a l s o auch e i n Einkam-

mersystem f o r d e r t e n , und z w e i t e n s um den permanenten Aus-

Mober, Verfassoagsgeschichte, Bd. 1, S. 332; Grote, a.a.O., S. 492. 

λΐιο nur für das Gebiet, das vor dea napoleonischen Kriegen als Hürtteaberg 
bezeichnet norde. 

Vgl. Grube, a.a.O., S. 495. 

Vgl. hierin Volker Press, Der nürtteabergische Landtag in Zeitalter des Um-
bruchs 1770 bis 1830, in: Zeitschrift für Därtteabergische Landesgeschichte, 
42. Jahrgang 1983, S. 256 f f . 
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schuB des Landtags39, der zwischen den Sessionen die 
Rechte der Stände vertreten sollte und gegen den sich der 
König vehement wehrte36. 

Nach dem Tod König Friedrichs I. (30. Oktober 1816) 
legte dessen Nachfolger Wilhelm I. dem wiedereröffneten 
Landtag einen neuen, im Sinne der Altwvlrttemberger modi-
fizierten Verfassungsentwurf vor3*7. Nachdem sich der Kö-
nig noch in einigen weiteren Punkten zu Zugestandnissen 
bereiterklärt hatte, forderte er am 26. Mai 1817 die 
Ständeversammlung ultimativ auf, den Entwurf anzunehmen. 
Am 2. Juni 1817 lehnte der Landtag mit 67 gegen 42 Stim-
men die Verfassung ab3e; daraufhin löste König Wilhelm 
den Landtag am 4. Juni 1817 auf. 

Die Verfassungsfrage blieb - wie erwähnt - bis 1819 
unerledigt. In diesem Jahr nützte Wilhelm die günstigen 
politischen Verhältnisse (Sand'sches Attentat, Karlsbader 
Beschlüsse), um durch ein Bündnis des "bürokratischen 
Etatismus und des altständischen Partikularismus gegen 
den liberalen und nationalen Konstitutionalismus"39 doch 
noch eine Verfassung zustande zu bringen. Er ordnete für 
den 10. Juni 1819 Neuwahlen an, die eine gouvernementale 
Mehrheit brachten. Mit dieser Mehrheit gelang eine Eini-
gung, nachdem die Regierung den permanenten AusschuB und 
eine ständische Kasse akzeptiert hatte. 

Drei Gründe rechtfertigen es, die Auflösung von 1817 
bereits als eine Auflösung im modernen Sinne zu charakte-

Ein Instrunent zur Interessenvertretung der Stände, vgl. hierin: Rubrik "land-
ständiscbe Verfassungen" von A. v. Reden-Dohna, in: Irier/Kaufaaoo (Hrsg.), 
Handoörterbuch zur deutseben Rechtsgeschicbte, 2. Bd., 1978. 
Vgl. Crube, a.a.O., S. 499. 
Vgl. oben S. 26 ff. (S. 30). 
Die ablehnende Hehrheit setzte sieb aus altnürtteibergiscben Repräsentanten 
und den Standesberren zusannen. Die 42 Befümorter rekrutierten sieb aus den 
Reiben der Heaniirttenberger und den Angehörigen der Ritterschaft; Crabe, 
a.a.O., S. 500. 
Huber, Verfassungsgeschicbte, Bd. 1, S. 334. 
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risieren: 

(1) Der opponierende Landtag wurde aufgelöst, d.h. 
dieser Landtag hörte in seiner rechtlichen Existenz auf 
zu bestehen und konnte keine rechtswirksamen Akte mehr 
vornehmen. (2) Obwohl der König als Ersatz für die feh-
lende Mitwirkung des Landtags andere plebiszitäre Legiti-
mationsverfahren für die Verfassung benutzte40, war der 
Landtag als pouvoir constituant nicht mehr zu umgehen, so 
daB der König später einen neuen Landtag berufen muBte. 
Dies geschah nicht aus budgetrechtlichen Gründen - wie im 
altständischen Zeitalter -, sondern aus rein politischen 
Erwägungen. (3) Die Auflösung und die Ansetzung der Neu-
wahl zur Behebung eines politischen Konflikts zwischen 
Exekutive und Legislative stehen damit in der Reihe ande-
rer Parlamentsauflösungen des 19. Jahrhunderts. 

c) Die Landtagsauf1ösung vo· 22. März 1833 

Zur Vorgeschichte: Nach den Verfassungskämpfen zwi-
schen 1815 und 1819 folgte ein Jahrzehnt, das sich durch 
relative Ruhe zwischen zweiter Kammer - die erste Kammer 
degenerierte zur Bedeutungslosigkeit - und Regierung aus-
zeichnete41. Diese politische "Friedhofsruhe" endete mit 
der Jul i-Revolution im Jahre 1830 in Frankreich, die auf 
die liberale Bewegung in Deutschland katalysatorisch 
wirkte. Für Württemberg schlug sich dieser Aufwärtstrend 
des oppositionellen Liberalismus unter anderem in der 
Wahl zur zweiten Kammer vom Dezember 1831 nieder42. Der 
Wahlerfolg der liberalen "Bewegungspartei" veranlaBte Kö-
nig Wilhelm I. zu repressiven Maßnahmen: 1. Er verbot 
alle Vereine, die sich mit landständischen Angelegenhei-
ten befaBten. 2. Er verschob die Berufung des neugewähl-

Vgl. Heber, a.a.O., Bd. 1, S. 334. 
Vgl. Grebe, a.a.O., S. 510 f. 
Von den 93 Mitgliedern der zneiten Raniern ließen sich 39 lur liberalen Oppo-
sition nnd 32 zn· regierangitrenen Lager zählen. Der Rest m r keiner Grnppie-
rmg zuzuordnen. 
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ten Landtags auf das Jahr 1832 - ein Vorgehen, das durch 
die Verfassung gedeckt schien. 

Die oppositionellen Kammermitglieder forderten im 
April 1832 auf einem eigens einberufenen Treffen die Ver-
sammlung der Stände. Als Reaktion auf diese Forderung und 
auf das etwa zur selben Zeit stattfindende Hambacher 
Pest, d a s Forum liberaler und nationaler Oppositio-
neller, verbot König Wilhelm alle politischen Versammlun-
gen43. Am 15. Januar 1833 muBte der König nach Ablauf der 
verfassungsmäßigen Frist den Landtag einberufen. 

Der "vergebliche Landtag": Trotz des Wahlerfolgs der 
Liberalen konnte sich die Regierung bei den ersten Aus-
einandersetzungen im Landtag noch durchsetzen. Es gelang 
ihr, fünf ihr unliebsame Abgeordnete aus dem Parlament zu 
entfernen, da diese entweder keinen Wohnsitz im Lande 
hatten oder als Mitglieder der Tübinger Burschenschaft zu 
Festungshaft verurteilt waren. Die hierzu notwendige Ent-
scheidung der zweiten Kammer fiel mit knapper Mehrheit 
zugunsten der Regierung aus. Kernpunkte der Auseinander-
setzung bildeten das von der Regierung eingebrachte Bud-
get und die vom Frankfurter Bundestag erlassenen Juni-Or-
donnanzen44 , die eine Verschärfung der Karlsbader Be-
schlüsse von 1819 darstellten, das monarchische Prinzip 
bekräftigten, die Zensur verschärften und politische Ver-
sammlungen verboten. Bereits am 16. Januar, einen Tag 
nach Einberufung des Landtags, legte die Regierung den 
Haushalt vor. "Trotz der frühen Vorlegung des Finanzge-
setzes entschloB man sich in der zweiten Kammer erst am 
letzten Februartag zur Wahl einer Finanzkommission"49. 

4 3 Grate, a.a.O., S. 515. Dies geschah bereits vor dea von Österreich und Preußen 
angeregte· reaktionär«· "Juni-Ordonnanzen" des Frankfurter Bundestages «on 
1132. Die Gegensätzlichkeiten wischen den oiedererstarkten liberalen und de· 
König lieBen für die Iröffaug des Landtages scharfe Haseinandersetzungen er-
warten. 

44 ftbgedr. in: Ruber, Dokumente, Bd. 1, Ir. 42. 
4 9 fricb Roiler, Das Budgetrecht der nürtteibergischen Stande von 1815 bis 1848, 

Phil. Diss., Tübingen 1933, S. 41. 
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Der retardierende Umgang mit den Regierungsvorlagen, be-
sonders mit der Haushaltsvorlage, war ein geschickter 
Schachzug der Liberalen, um zunächst ihre "Motionen" vor-
zubringen. Im Zentrum ihrer Kritik, die am 15. Februar in 
einer Rede Pfizers ihren rethorischen und politischen 
Höhepunkt erfuhr, standen die "sechs Artikel" der Juni-
Ordonnanzen. Er bestritt ihre Rechtskraft für Württem-
berg, da sie ohne Zustimmung des Landtags erlassen worden 
seien, und griff gleichzeitig das monarchische Prinzip 
an 4 6. Diesem - in der Interpretation der Fürsten - An-
griff auf die Säule des Konstitutionalismus folgte am 1. 
März als Antwort ein königliches Reskript an die Kam-
mer·*7 . 

Die Kammer b e t r a c h t e t e das königl iche Reskript a l s 
E i n g r i f f in ihre Rechte und antwortete ähnlich s c h a r f . 
Sie h i e l t s i c h für v e r p f l i c h t e t , s i c h 

"gegen die vorgreifende Einschreitung in den gemessenen Gang un-
serer Verhandlungen . . . sowohl die Freiheit der Kamner als die 
verfassungsmäßige Urlverantwortlichkeit des einzelnen Mitglieds 
derselben, hiemit feierlich zu verwahren."4" 

Diese Antwort war für den König inakzeptabel; er löste 
den Landtag am 22. März 1833 auf. 

Die Auflösung e r f o l g t e wegen eines Konfl ikts , der zwei 
grundsätzl iche Aspekte h a t t e : Die K r i t i k an dem monarchi-

Brabe, a.a.O., S. 517. 
"Die Verfassung Unseres Königreichs ruht aber ani den anarchischen Prinzip, 
als ihrer historischen und rechtlichen Grundlage; nichts anderes, als dieses 
Prinzip, ist auch der in S 4 der Verf.Urk. ausgesprochene Grundsatz der Verei-
nigung aller Rechte der Staatsgenalt in der Person des jeweiligen Königs, als 
des Staatsoberhauptes, nit den Beisatze, daft jene Rechte unter den durch die 
Verfassung festgesetzten Bestinnngen ausgeübt Herden. DaB aber darauf hinge-
niesen Bird, als könnten Rir jeaals auf den Reg der Fortschritte und Verbesse-
rungen Unserer Landesverfassung in den Fall können. Uns der gesetzgebenden Gê-
nait zu eatäußern, ist eine Versessenheit, Reiche Irstannen erregen nuB. Rir 
halten Uns, in Rücksicht auf Unsere eigene Rürde sowie auf die Rürde der ait 
Uns in Band vereinigten Regierungen, zu der Irnartang für berechtigt, das Ihr 
diese Motion ait verdienten Unnillen vernerfen nerdet." Zit. nach Roller, 
a.a.O., S. 43. 
Zit. nach toiler, a.a.O., S. 43. 
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sehen Prinzip war ein Angriff auf ein Fundament des Staa-
tes, der gepaart war mit der einer Verweigerung gleich-
kommenden Verzögerung der Behandlung des Etats. Eine 
schwerwiegende Auseinandersetzung um fundamentale Fragen 
der Staats- und Herrschaftsstruktur im Zusammenhang mit 
der ebenso fundamentalen Budgetfrage bildete demnach den 
Auflösungsgrund von 1833. Das ist eine deutliche Paral-
lele zu den Auflösungen in Preußen"*9 und im Kaiser-
reich®0. 

Nach den Aprilwahlen kehrte die liberale Opposition 
mit 32 Abgeordneten nur wenig geschwächt in den Landtag 
zurück51. Auf der anderen Seite lenkte der König in einer 
von Minister Sehlayer verlesenen Thronrede ein, die "in 
versöhnlichem Ton gehalten" war92. Bei der entscheidenden 
Abstimmung über das Budget für 1832 bis 1836 konnte die 
radikale Opposition gerade noch 19 Stimmen gegen den 
Haushalt mobilisieren. Letztlich hatte König Wilhelm mit 
der Auflösung, die durch verschiedene situationsgegebene 
Faktoren begünstigt wurde, sein Ziel der Verabschiedung 
des Etats erreicht. 

d) Die Landtagsauflösung voa 22. Oktober 1838 

Die Landtagsauflösung von 1838 erfolgte nicht aus ei-
nem politischen, sondern aus einem verfassungs- und bud-
get technischen Grund. Durch die Auflösung von 1833 hatten 
sich die WahlperiodeS3 und die Periode der ordentlichen 
Landtage und somit die der Steuerbewilligung (dreijähri-

Siehe unten S. 157, 166 ff. 
Siehe unten S. 223 ff.; die Ruflösung »nläßlich des Sozialistengesetzes bil-
dete eine geNisse Itusnahae. 
Jedoch "bröckelte nan ihre Anhängerschaft in der Karaer ab, no nan durch die 
revolutionären Pläne der Koseritzleute (ein beabsichtigter Pntsch des Ober-
leitnants Koseritz, der lit den Frankfurter Rachenstüraern in Zosanenhang 
stand, rnirde 1833 aufgedeckt) und republikanische Träuae einiger Tübinger Bur-
schenschafter nicht kommittiert »erden Rollte"; Grube, a.a.O., S. 518. 
Vgl. Roller, a.a.O., S. 44. 
Secks Jahre, $ 157 der Verfassungsurkunde. 
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ges Budget) zeitlich nicht mehr gedeckt. Um beide Pe-
rioden wieder in Übereinstimmung zu bringen, wurde das 
für 1839 anstehende ordentliche Ende des Landtags auf 
1838 vorverlegt®"*. Die Vorverlegung einer Wahl durch Par-
lamentsauflösung als verfassungstechnischer Akt ist auch 
in der Weimarer Republik bei der Reichstagsauflösung von 
1928" und bei den drei Kammerauf lösungen in Preußen 
1873, 1876 und 1879s6 festzustellen. 

e) Oie durch das Närzministeriua veránlaBte Auflösung 
•o· 28. N&rz 1848 

In Laufe der vierziger Jahre formierte sich die libe-
rale und demokratische Opposition trotz der reaktionären 
Bundesgesetzgebung neu. In dem 1844 gewählten württember-
gischen Landtag dokumentierte sich dieses BewuBtsein vor 
allem in dem am 12. Februar 1848 - also noch vor den re-
volutionären Märzereignissen - von Bassermann ein-
gebrachten Antrag auf Einberufung eines deutschen Parla-
ments. Die revolutionären Ereignisse vom 27. Februar 1848 
in Frankreich wirkten wie eine Initialzündung für die 
deutsche Revolution. Bereits am 29. Februar forderte der 
Ständige AusschuB - der Landtag war seit dem 12. Februar 
vertagt - Presse- und Versammlungsfreiheit5*7. Eine Folge 
der revolutionären Einflüsse und der Neuformierung der 
liberalen und demokratischen Opposition war, daB König 
Wilhelm sich gezwungen sah, das liberale Märzministerium 
Römer zu berufen. Nachdem dieses verschiedene liberale 
Gesetz erlassen hatte, veranlaBte es am 28. März 1848 die 
Auflösung des Landtags, "da es angesichts der politischen 
Umwälzung Neuwahlen für unerläBlich hielt"9*. 

Vgl. trieiricb ludeiç ron Β«elio, Di· Rirksaakeit der nürtteibergiich Verías-
tv·«, 1844, S. 9. 
Siehe arte· S. 297 ff. 
Siehe aste· S. 191 f. 
Vgl. ereèt, a.a.O., S. 526. 
Grebe, a.a.O., S. 527; Verordne? die Raflömf der Ständeveritailug betref-
fend ve· 27. Näri 1848, 1GB1. S. 117. Ii der Dahl voa Märi 1848 erlabte· die 
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Die Auflösung wurde verfügt, um mit Hilfe von Neuwah-
len das Votum der Wähler zu den gewandelten politischen 
Verhältnissen einzuholen; sie erfolgte nicht, wie 1817, 
1833, 1849/50 und 1855, gegen den Willen des Landtags und 
zum Zwecke seiner Ausschaltung. Es kann vielmehr eine 
Parallelität zwischen den Interessen der Landtagsmehrheit 
und des liberalen Märzministeriums festgestellt werden. 
Hierbei wird deutlich, daB Auflösungen im konstitutionel-
len System nicht nur repressiven (1817, 1833, 1849/50, 
1855) oder rein verfassungstechnischen Charakter (1838) 
haben müssen, sondern auch eine demokratische Funktion 
(wie auch 1870) übernehmen können. Allerdings bildete 
aufgrund der auBergewöhnlichen Umstände (Revolution bzw. 
Reichsgründung 1870) die Auflösung aus demokratischem Im-
petus heraus eher die Ausnahme als die Regel. 

Das Ziel des liberalen Närzministeriums war verständ-
licherweise die Stärkung der politischen Gruppierung im 
Landtag, die seine Politik unterstützte. Damit unter-
schied es sich nicht von reaktionären Regierungen, die 
das Institut der Auflösung zum selben Zweck verwendeten. 
Der Unterschied lag allerdings darin, daB reaktionäre Re-
gierungen darüber hinaus - wie dargelegt - bei 
antigouvernementale·!! Ausgang der Wahlen durch die wieder-
holte Anwendung des Mittels der Auflösung das Parlament 
gänzlich ausschalteten oder es zumindest so lange unter 
Druck setzten, bis es in ihrem Sinne zu einem Ergebnis 
kam. 

f) Die Auflösung des "langen Landtags" VOB 11. August 
1849 

Der im Mai gewählte Landtag wurde erst im September 
1848 einberufen, da die revolutionären und parlamentari-
schen Vorgänge in Frankfurt die deutsche Politik domi-

p r o g r m i v e i Kräfte trotz de» altea i t aad i s cbu Bahîreckts von 1819 ia Denen 
laadta« eine klare Mehrheit; 6rebe, a.a.O., S . 520. 
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nierten. Aufgabe dieses Landtags Mar es, in Zusammenar-
beit mit der Regierung Römer auf politischer Ebene das 
Frankfurter Parlament zu unterstützen und auf württember-
gischem Plateau die liberale Gesetzgebung und die Vorbe-
reitung der Reform der Landesverfassung zu forcieren99. 
Im Zusammenhang mit der geplanten württembergischen Ver-
fassungsreform stimmte König Wilhelm dem von den Standen 
beschlossenen Wahlgesetz am 1. Juli 1849 zu6°. Dieses lö-
ste das Zweikammersystem zugunsten eines Einkammersystems 
ab und berief eine provisorische LandesverSammlung ein, 
die die Aufgabe hatte, die Verfassung einer Revision zu 
unterziehen. Damit wurde letztlich das Wahlsystem von 
1819 demokratisiert61. In Vollzug dieses Gesetzes hob der 
König die alte St&ndevesammlung durch die Verordnung vom 
11. August 1849 auf62. Ebenso wie die Auflösung von 1848 
kann diese in die Rubrik der demokratisch motivierten 
Auflösungen eingeordnet werden. Wesentlich war die 
verfassungspolitische Konsequenz der Schaffung einer ver-
fassungsgebenden Landesversammlung. Die politischen Um-
stände hatten eine Konstituante hervorgebracht, die die 
Existenz des alten Landtags überflüssig machte. Die Auf-
lösung des alten Landtags erfolgte verfassungsgemäB - die 
"Revolution" in Württemberg verlief damit über § 186 VU 
sozusagen in legalen Bahnen. 

gì Die drei Auflösungen der verfassungsgebenden 
Landesversamm1ungen 

Am 1. Dezember 1849 trat die verfassungsgebende 
Landesversammlung zusammen63. Bereits am 28. Oktober 1849 

Zur Gesetzgebungsarbeit vgl. Crnie, a.a.O., S. 532. 
Besetz betreffend die linberofong einer Versannlnng von Volksvertretern xur 
Beratung einer Revision der Verfassung von 11. Juli 1849, RGBl. S. 237. 
Vgl. Heber, Verfassungsgerichte, Bd. 3, S. 186. 
RGBl. 1849 S. 377. 
Zasannensetznng der ersten verfassungsgebenden Versaulnng (Rabí voi 1. August 
1849): 
Radikal-denokratiscke "Volkspartei" 44 Sitze 
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hatte König Wilhelm das liberale Ministerium Römer durch 
den Konservativen von Schleyer ersetzt, der schon einmal 
vor den revolutionären Märzereignissen die Regierungsge-
schäfte geführt hatte. Die Umbesetzung des Ministeriums 
leitete die reaktionäre Wende in Württemberg ein. 

Die Regierung Schleyer legte einen Verfassungsentwurf 
vor, der in der Versammlung auf erbitterten Widerstand 
stieB. AnlaB der Auflösung der ersten LandesverSammlung 
war der Streit, ob durch das Gesetz vom 1. Juli 1849®"* 
das alte ständegebundene Wahlrecht völlig beseitigt wor-
den war. Der Streit wurde durch die Verfassungspläne der 
Regierung angefacht, die das alte ständegebundene Wahl-
recht wieder einführen wollte. In einer nachdrücklich 
formulierten "Adresse", die von der demokratischen Ver-
sammlungsmehrheit durchgesetzt worden war, bestand das 
Repräsentativorgan auf der Gültigkeit des Wahlgesetzes 
von 1849. Der König verweigerte die Annahme der Adresse 
und löste die erste verfassunggebende Landesversammlung 
am 22. Dezember 1849 nach nur dreiwöchiger Dauer auf69. 

Am 19. Februar 1850 erfolgte die Neuwahl nach dem 
Wahlgesetz vom 1. Juli 1849. Die Versammlung hatte sich 
vorläufig noch einmal durchgesetzt. Am 16. März 1850 trat 
die neue LandesverSammlung zusammen. Auch in diesem Par-
lament besaß die demokratische Gruppierung die Mehrheit. 
Einer von Regierung und Ständen gemeinsam gebildeten Kom-
mission gelang kein Verfassungsentwurf, sodaB am 1. Mai 
die Regierung einen allein von ihr getragenen neuen 

Konstitutionelle Gruppierungen 
(gouvernenental orientiert) 20 Sitie 
"Selbst dai entlassene Härzuinisteriua hätte in dieser von Denokraten be-
herrschten Versannlung nnr eine geringe Anhängerschaft besessen, das neu 0k-
toberninisteriua besaB überhaupt keine", vgl. Grabt, a.a.O., S. 533. 

6 4 Dieses Gesetz sah nnnittelbare, gebeine nnd gleiche Rahlen vor, vgl. Crube, 
a.a.O., S. 532. 

e s Vgl. Grube, a.a.O., S. 534; Verordnung die Auflösung der aiBerordentlichen 
Landesversasnlung betreffend von 22. Dezenber 1849, RGBl. S. 779: tine aus-
führliche Begründung der Auflösung findet sieb in könglicben Manifest von 26. 
Dezenber 1849 in AnschluB an die oben genannte Auflösungsverordnung. 
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Verfassungsplan vorlegte66. Die Verfassungsfrage war ein 
Teil des nicht auszuräumenden Konflikts zwischen Regie-
rung und Landesversannlung. 

Den zweiten Gegenstand dieses Konflikts bildete die 
immer noch anstehende nationale Frage. Die Mehrheit der 
LandesverSammlung hielt an der im April 1849 ausgespro-
chenen Anerkennung der Frankfurter ReichsVerfassung 
fest67. Dagegen unterstützte das Ministerium Schlayer die 
österreichische Politik der Restauration des Deutschen 
Bundes6". Ober den Wiener Vertrag, über das Interim vom 
30. September 1849 und über das Münchner Vier-Königs-
Bündnis vom 27. Februar 1850, denen Württemberg durch die 
Unterzeichnung des AuBenministers von Wächter-Spitt 1er 
beitrat, war der Deutsche Bund wieder ins Leben gerufen 
worden. Die Landesversammlung erkannte die Gültigkeit der 
Vertr&ge nicht an, da sie sie nicht ratifiziert habe, und 
klagte den AuBenminister vor dem Staatsgerichtshof an. 
König Wilhelm drängte auf die Auflösung, die der Mi-
ni sterpräsident Schlayer jedoch verweigerte (Gegenzeich-
nung). Daraufhin ersetzte König Wilhelm Schlayer durch 
Joseph von der Linden, dessen erste Amtshandlung es war, 
die durch den König verfügte Parlamentsauflösung zu 
vollziehen6·. 

Nochmals lieB die Regierung von Linden nach dem pro-
gressiven Wahlgesetz von 1849 eine verfassungsgebende 
Landesversammlung wählen, da auch sie von der Notwendig-
keit einer Verfassungsreform überzeugt war70. Aber auch 
in dieser dritten LandesverSammlung überwogen die radi-

"Die Landetversaaalaag aaka dea Intmrf ait Uanillea, ja ait Hohn auf aad m i -
garte «ich, aaf »eine Beratoag überhaupt einzusehen"; Grabe, a.a .O. , S. 535. 
Heber, Ver f assoagsgeschichte, Bd. 3, S. 187. 
Vgl. Saber, a.a .O. , Bd. 2, S. 883 f. BXN. S. 893; ΙΒΓ verfauungarechtlickeo 
laaeiaaadersetzaag vgl. Heber, a.a .O. , Bd. 3, S. 188. 
Verordaaag betreffead die laflösaag der Laadesveraaaalaag voa 2. Juni 1850, 
ICB1. S. 247. 

Brabe, a.a . O . , S. 536. 
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ka1demokratischen und liberalen Kräfte. Nachdem die Ver-
sammlung am 4. Oktober 1850 eröffnet Norden war, legte 
die Regierung einen Verfassungsentwurf vor, der im Ver-
gleich zu dem Mai-Entwurf der Regierung Schlayer den 
Ständen einen Schritt entgegenkam*71. Bevor die Regierung 
und die Landesver Sammlung in die Diskussion über die 
Württembergisehe Verfassungsfrage eintraten, kam es aber 
zu einem erneuten Bruch zwischen beiden Verfas-
sungsorganen, der wieder mit der Auflösung der Landesver-
Sammlung endete. Hie bei der Auflösung vom 2. Juni 1850 
lag die Ursache in der deutschen Frage begründet. 

König Wilhelms Politik war nach dem Wiedererstarken 
der Reaktion auf eine Reaktivierung des Deutschen Bundes 
gerichtet, während die Mehrheit der Landesversammlung die 
preußische Lösung bevorzugte. Da eine militärische Aus-
einandersetzung zwischen PreuBen einerseits und Öster-
reich und seinen Verbündeten Württemberg und Bayern ande-
rerseits - vor allem auf dem Hintergrund des eskalieren-
den Konflikts um Kurhessen1,2 - nicht auszuschliefien war, 
brachte die Regierung für die anstehenden Rüstungsausga-
ben in der Landesversammlung einen Etat über 300.000 fl. 
ein. Die Versammlung lehnte das Budget klar ab 7 3, "worauf 
von der Linden sogleich die schon vorbereitete königliche 
Auflösungsordre verlas"7'*. Wie später in PreuBen und im 
Kaiserreich lag ein Grund für die Auflösung in der Ableh-
nung des Militärhaushalts. Als weiteren Grund für diese 
MaBnahme nannte König Wilhelm in einer Ansprache an das 
Volk vom 7. November 1850 den unüberbrückbaren Gegensatz 
zwischen Regierung und Ständen beim Versuch der Verfas-
sungsrev i s i on7 9. 

Einzelheiten bei Crabe, a.a.O., S. 536. 
Vgl. Haber, a.a.O., Bd. 2, S. 917 f. 
Huber, a.a.O., Bd. 3, S. 189. 
Srube, a.a.O., S. 536. 
RGBl. S. 3C5. 
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Gleichzeitig hatte König Wilhelm das Wahlgesetz vom 1. 
Juli 1849 aufgehoben und durch das alte Ständewahlrecht 
von 1819 ersetzt. Mittels dieses klaren Staatsstreichs76 
erreichte die Exekutive bei der nächsten Wahl eine ge-
n&Bigte Kammerzusammensetzung'7'7, die der Reakt i vierung 
der Verfassung von 1819 und der Revidierung der liberalen 
Gesetze der Jahre 1848 und 1849 keinen nennenswerten Wi-
derstand mehr entgegenbrachte. 

Zusammenfassend l&Bt sich für die drei Auflösungen der 
verfassungsgebenden Landesversammlungen feststellen: 

(1) Permanente Auflösungen: Mit Hilfe der wiederholten 
Anwendung des Auflösungsinstituts (dreimal in einem Jahr) 
gelang es der Exekutive, ihre Politik gegen eine oppo-
nierende Kammer durchzusetzen. Bei den strukturbedingten 
Problemen, die zur Auflösung führten, genügte aber das 
Mittel der Auflösung allein noch nicht, um ein Funktio-
nieren der staatlich politischen Ordnung wieder zu ge-
währleisten. Die politische Konjunktur, d.h. in diesem 
Falle das Verblassen der 48er Revolution, und die ein-
setzende politische Lethargie der Bevölkerung muBte ten-
denziell der Regierungspolitik entgegenkommen. Gefestigt 
wurde der Erfolg der Regierung durch die Wiedereinführung 
der Verfassung von 1819, vor allem des Zensuswahlrechts, 
das einer gouvernementalen KammerZusammensetzung för-
derlich war. Wiederholte Kammerauflösungen, bis sich für 
die Regierungen günstige politische Konstellationen erga-
ben und damit eine gouvernemental orientierte Kammermehr-
heit zu erwarten war, waren ein probates Mittel für die 
Exekutive im konstitutionellen System, das ihr gegenüber 
"renitenten" Kammern einen eindeutigen verfassungspoliti-
schen Machtvorteil verschaffte. Was in Württemberg in den 
Jahren 1848/50 Erfolg hatte, praktizierte später die 
preuBische Regierung über einen längeren Zeitraum in 

T* «aber, a.a.O., Bd. 3, S. 184. 
7 7 18 Radikale, 15 6oaveraeaeatal· und 14 Konstitutioaalistei; Angaben nach 

Crate, a.a.O., S. 537. 
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PreuBen. In diesem Sinn ist die Parlamentsauflösung zwar 
auch ein - zumindest kurz- oder mittelfristig funktionie-
render - Konf1iktlösungsmechanIsmus, jedoch steht als 
Sieger der Auseinandersetzung die Exekutive fest. Die 
Auflösung wurde somit zu einem Repressionsinstrument der 
Exekutive. Dies gilt auch für die Auflösung von 1833, bei 
der allerdings bereits nach der ersten Auflösung die ge-
wünschte Kammerzusammensetzung herbeigeführt war. 

(2) Zum Auflösungsgrund: Alle drei Gründe (württember-
gische Verfassungsreform, nationale Verfassungsfragen, 
Heeresbudget), die zum Teil einzeln, zum Teil gebündelt 
die Auflösungen bewirkten, berührten die Verfassungs- und 
Herrschaftsstruktur in so fundamentaler Weise, daB König 
Wilhelm und seine Regierungen eine MachteinbuBe befürch-
ten muBten. Die württembergische Verfassungsreform hätte 
der Kammer gegenüber der Regierung verfassungsrechtlich 
eine stärkere Position eingeräumt. Die anstehende natio-
nale Verfassungsfrage hätte über ein Mehr an demokrati-
scher Willensbildung Entscheidungskompetenz vom Fürsten 
auf Parlament und Volk übertragen. Sie hätte ferner über 
die Akzeptanz der Grundrechte der fürstlichen und exeku-
tiven Willkür Schranken gesetzt und über die Verlagerung 
von Kompetenzen an die geplante Zentralregierung eine 
Einschränkung der württembergischen und königlichen Sou-
veränität bedeutet. DaB der Kampf um das Heeresbudget 
aufgrund der dysfunktional organisierten Kontroll- und 
Kommandogewalt im konstitutionellen System die Anwendung 
der Auflösung geradezu herausforderte, wird für PreuBen 
und das Kaiserreich noch aufzuzeigen sein und gilt auch 
für Württemberg™: Die Auflösungen fanden dann statt, 
wenn die Exekutive grundlegende Rechte der Krone bedroht 
sah. DaB in einer revolutionär und reformerisch geprägten 
Phase württembergischer Geschichte (1848 bis 1850) § 186 
VU häufig bemüht werden muBte, liegt daher nahe, weil -
bedingt durch das progressive Wahlgesetz vom 1. Juli 1849 

™ Siek· inr Raflömf i i Xiiienick «atra S. 227 f f . lad i i Prert·· S. 166 f f . 
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- die Zusammensetzung der Xtuer ein Spiegelbild bürger-
licher, liberaler, also antifeudalistischer und antimo-
narchiet ischer Ideen war. 

(3) Di· erat· X u m t : Die Ständeauflösung betraf in 
erste Linie die gewählten Vertreter der zweiten Kammer"79. 
Nicht nur die Kammer als solche hörte zu bestehen auf, 
sondern es erlosch auch das Mandat der gewählten Abgeord-
neten*0. Da die St&nde (Landtag) aus zwei Kammern bestan-
den (§ 128 VU) und sie nur zusammen ihre Aufgabe erfüllen 
konnten*1, galt im Falle der Auflösung auch die erste 
Kammer, die aus erblichen und auf Lebenszeit ernannten 
Mitgliedern bestand*2, als geschlossen. Den drei 
verfassungsgebenden Landesversammlungen war eine erste 
Kammer nicht an die Seite gestellt worden. Bereits am 26. 
Mai 1849 - also noch zur Zeit des "langen Landtags" - war 
die erste Kammer auseinander gegangen. Sie trat erst zwei 
Jahre später wieder zusammen, als die reaktionäre Politik 
wieder Tritt gefafit hatte. 

h) Die Auflösung von 17. August 185S 

Auch der 1851 einberufene Landtag erlebte kein regulä-
res Ende. Zwar hatte die zweite Kammer nicht den opposi-
tionellen Elan und die demokratisch-liberale Mehrheit der 
verfassungsgebenden Landesversammlungen; es kam gleich-
wohl zu schweren Auseinandersetzungen mit der Regierung 
Linden*3. Der Konflikt kulminierte in einer Gesetzesvor-
lage der Regierung, die eine Nachtragsentschädigung an 
den Adel für die 1848/49 abgelösten Feudal lasten vorsah. 
Die zweite Kammer lehnte die Vorlage wegen der ihrer Mei-
nung nach zu geringen Entschädigungssumme von 

S 133 iar «¡rtteabergiacbea V«rfuaaafairknde. 
Vfl. 60s, a.i.O., S. 136. 
I. v. Mokl, Staatarackt, M. 1, 1840, S. 599. 
airttaatorfiacha W, f 129. 
Tfl. Grato, a.a.O., S. 538. 
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